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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
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(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2003) 1520)
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(Text von Bedeutung für den EWR)

(2006/239/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN -

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 88 Absatz
2 Unterabsatz 1,

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1
Buchstabe a),

nach Aufforderung der Beteiligten zur Äußerung gemäß den vorgenannten Artikeln (1), und unter Berück-
sichtigung dieser Stellungnahme,

in Erwägung nachstehender Gründe:

I. VERFAHREN

(1) Am 16. November 1998 und 24. März 1999 gingen bei der Kommission Beschwerden von Wett-
bewerbern über die mutmaßlich missbräuchliche Anwendung staatlicher Beihilfen ein, die das Land
Thüringen zugunsten der Kahla Porzellan GmbH (Kahla I) und der Kahla/Thüringen Porzellan
GmbH.(Kahla II), beideThüringen, Deutschland, gewährt haben soll.

(2) Nach einem umfangreichen Schriftwechsel und Zusammenkünften mit Vertretern Deutschlands hat
die Kommission am 15. November 2000 wegen der den Unternehmen gewährten Ad-hoc-Beihilfen
das förmliche Prüfverfahren eingeleitet. Gleichzeitig wurde Deutschland aufgefordert, ausreichende
Angaben zu übermitteln, damit festgestellt werden kann, ob einige Beihilfemaßnahmen mit den
genehmigten Beihilferegelungen, nach denen sie angeblich gewährt wurden, in Einklang stehen.

(3) Der Beschluss der Kommission über die Einleitung des Verfahrens wurde im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften veröffentlicht (2). Die Kommission hat die Beteiligten zur Äußerung zu der betreff-
enden Beihilfe aufgefordert. Am 31. Juli 2001 erhielt die Kommission Stellungnahmen von Kahla II,
die mit Schreiben vom 7. August 2001 an Deutschland weitergeleitet wurden.
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(4) Am 26. März 2001 antwortete Deutschland auf die Anordnung zur Auskunftserteilung, unterbreite
Angaben zu den Beihilfen und unterrichtete die Kommission von weiteren Beihilfen zugunsten des
Unternehmens, die zuvor nicht angemeldet worden waren. Die Kommission verlangte am 28. Mai
2001 zusätzliche Auskünfte, die sie am 31. Juni 2001 erhielt. Weitere ergänzende Auskünfte wurden
am 9. August 2001 erteilt.

(5) Mit Schreiben vom 30. November 2001 teilte die Kommission Deutschland mit, dass sie das Ver-
fahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag auf die Beihilfen, die nicht mit genehmigten Beihilfer-
egelungen, in deren Rahmen sie angeblich gewährt wurden, übereinstimmen, sowie auf die Beihilfen,
von denen die Kommission vorher nicht unterrichtet wurde, ausgeweitet hat.

(6) Am 10. Dezember 2001 wurde der Fall ausführlich mit Vertretern Deutschlands und des Unter-
nehmens erörtert.

(7) Der Beschluss der Kommission über die Ausweitung des Verfahrens wurde im Amtsblatt der Europä-
ischen Gemeinschaften veröffentlicht (3). Die Kommission hat die Beteiligten zur Äußerung zu der
betreffenden Beihilfe aufgefordert. Die Kommission hat Stellungnahmen vom Beihilfeempfänger
(Kahla II) erhalten. Diese Stellungnahmen wurden mit Schreiben vom 6. März 2002 an Deutschland
weitergeleitet, dem die Möglichkeit eingeräumt wurde, seinerseits Stellung zu nehmen.

(8) Am 30. Januar antwortete Deutschland auf den Beschluss zur Ausweitung des förmlichen Prüfver-
fahrens und übermittelte ausführliche Informationen. Mit Schreiben vom 30. April 2002 wurden
zusätzliche Auskünfte verlangt. Deutschland übermittelte seine Antwort mit Schreiben vom 29. Mai
2002, das am selben Tag eingetragen wurde.

(9) Mit Schreiben vom 28. Februar 2002 erhielt die Kommission eine Stellungnahme von Kahla II, die
mit Schreiben vom 6. März 2002 an Deutschland übermittelt wurde. Am 18. März 2002 ging eine
neue Beschwerde darüber ein, dass Kahla II weitere Beihilfen erhalten habe. Diese Information wurde
mit Schreiben vom 30. April 2002 an Deutschland übermittelt. Die Antwort Deutschlands auf die
Beschwerde ging am 29. Mai 2002 ein.

(10) Am 24. Juli 2002 wurde der Fall erneut mit Vertretern Deutschlands erörtert. Nach diesem Treffen
übermittelte Deutschland am 7. August 2002 weitere Erläuterungen. Am 30. Juli 2002 beharrte
Kahla II weiterhin auf seinen vorhergegangen Argumenten. Mit Schreiben vom 1. Oktober 2002,
registriert am selben Tag, übermittelte Deutschland eine weitere Stellungnahme.

II. BESCHREIBUNG

A. Das Unternehmen

(11) Bei der Kahla II handelt es sich um das Nachfolgeunternehmen der Kahla I. Sowohl Kahla I als auch
Kahla II stellen Geschirr aus Porzellan und Feinkeramik her. Ihr Standort befindet sich in einem
Fördergebiet nach Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe a) EG-Vertrag.

Kahla I

(12) In Einklang mit der deutschen Verordnung zur Umwandlung von volkseigenen Kombinaten, Be-
trieben und Einrichtungen in Kapitalgesellschaften (UmwandVO) wurde das Unternehmen am 1.
März 1990 durch Umwandlung der VEB Vereinigte Porzellanwerke Kahla in zwei Gesellschaften
mit beschränkter Haftung gegründet. Bei einer dieser Gesellschaften handelte es sich um die KAHLA
I. Am 23. April 1991 privatisierte die Treuhandanstalt (THA) Kahla I durch Verkauf an Herrn
Hoffmann (75,1 % des Stammkapitals) und an Herrn Ueing (24,9 % des Stammkapitals) gegen Ent-
richtung eines Kaufpreises von 2 DEM. Der Privatisierungszuschlag ging an die einzigen Bieter,
nachdem die THA die beabsichtigte Veräußerung im Verzeichnis der von ihr zum Verkauf ange-
botenen Betriebe (Hoppenstedt) veröffentlicht und Anfragen an Verbände der keramischen Industrie
und die Handelskammern gerichtet hatte. Nach Aussagen Deutschlands wäre die Liquidierung des
Unternehmens für die THA kostspieliger geworden. Der Privatisierungsvertrag wurde nach deutschen
Angaben erst am 11. Dezember 1992 wirksam.
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(13) Die folgenden Geschäftsdaten wurden von Deutschland übermittelt (Umsatz und Betriebsergebnis in
Mio. DEM):

Tabelle 1

1991 1992 1993

Beschäftigte 1 561 827 696

Umsatz 25,4 29,3 27,9

Betriebsergebnis – 29,5 – 25,8 – 13,4

(14) Am 9. August 1993 meldete das Unternehmen Gesamtvollstreckung an. Das Gesamtvollstreckungs-
verfahren wurde am 29. September 1993 eingeleitet.

(15) Nach Angaben Deutschlands suchte der Gesamtvollstreckungsverwalter seit Einleitung des Gesamt-
vollstreckungsverfahrens nach Investoren zwecks Übernahme des Anlagevermögens. Nach Ansicht
des Gesamtvollstreckungsverwalters würde der günstigste Preis für das Anlagevermögen dadurch
erzielt werden, dass das Unternehmen als seine Geschäftstätigkeit fortführendes Unternehmen ver-
kauft würde.

Kahla II

(16) Im November 1993 gründete ein privater Investor, Herr G. Raithel, Kahla II. Im Januar 1994 ver-
äußerte der Gesamtvollstreckungsverwalter die Grundstücke, Maschinen und Anlagen sowie das
Vorratsvermögen des Unternehmens Kahla I in Gesamtvollstreckung an Herrn G. Raithel. Es wurden
380 Beschäftigte übernommen.

(17) Der Gesamtpreis belief sich ursprünglich auf 7,391 Mio. DEM. Der Vertrag wurde am 5. Oktober
1994 dahin geändert, dass der Preis in Höhe von 2,05 Mio. DEM für die Anlagen, der durch einen
Zuschuss von 2,5 Mio. DEM finanziert werden sollte (siehe Maßnahme 15), bei Unterzeichnung des
geänderten Vertrags zu entrichten war. Gesetzliche Rechte, Warenzeichen, eingetragene Muster und
Know-how wurden für 1 DEM übertragen. Die Kundenliste und der Auftragsbestand wurden unent-
geltlich übertragen. Der sich auf 2,136 Mio. DEM belaufende Preis für die Lagerbestände sollte in
zehn Raten ab 1. März 1994 entrichtet werden. Der Grundbesitz sollte abgabenfrei für 3,205 Mio.
DEM veräußert werden, zahlbar innerhalb von 14 Tagen.

(18) Nach Aussagen Deutschlands erfolgten bis 1996 Teilzahlungen. Ein Betrag von 1 Mio. DEM wurde
schließlich 1999 gezahlt, nachdem der Gesamtvollstreckungsverwalter eine Grundschuld auf einen
Teil des Grundbesitzes aufgehoben hatte. Der letztlich bezahlte Gesamtpreis belief sich auf 6,727 Mio.
DEM. Nach Angaben Deutschlands war die Minderung des Preises für Vorräte um 0,664 Mio. DEM
auf Schäden zurückzuführen, die nach dem Verkauf festgestellt wurden. Die verfügbaren Informatio-
nen zeigen, dass die Veräußerung in erster Linie durch staatliche Beihilfen finanziert wurde. Eigen-
mittel ohne jedes Beihilfeelement beliefen sich auf lediglich 55 000 DEM.

(19) Die Veräußerung des Grundbesitzes wurde am 18. Juli 1994 (4) von der THA und am 19. Oktober
1995 von ihrer Rechtsnachfolgerin, der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben (BvS),
genehmigt.

(20) Der Kaufvertrag sah zudem vor, dass die landeseigene Thüringer Industriebeteiligungs GmbH & Co.
KG („TIB“), ein staatseigenes Unternehmen, das vom Freistaat Thüringen gegründet und durch eine
Stiftung von diesem kontrolliert wird, eine stille Beteiligung von 49 % an Kahla II übernehmen würde.
Dies erfolgte am 5. März 1994.
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(21) Deutschland legte folgende Angaben über die Geschäftstätigkeit des Unternehmens vor (Umsatz und
Betriebsergebnis im Mio. DEM):

Tabelle 2

1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000

Beschäftigte 380 369 327 323 307 327 322

Umsatz 23 29 32 39 34 35,8 41,6

Betriebsergebnis[…] (*)

(*) Betriebsgeheimnis. Indexiert (bezogen auf das Jahr 1994) :

1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000

–100 –181 3 70 78 11 186

B. Finanzmaßnahmen

a) Finanzmaßnahmen zugunsten von Kahla I

(22) Folgende Finanzmaßnahmen wurden für Kahla I von deren Gründung bis zum Konkurs von der
öffentlichen Hand gewährt (in Mio. DEM):

Tabelle 3

Maßnahmen zugunsten von Kahla I

Betrag

Maßnahmen vor der Privatisierung

1 THA Ausfuhrbürgschaft 4,5

Maßnahmen im Rahmen der Privatisierung

2 23.04.1991 THA Übernahme von Altlasten 37,7

3 23.04.1991 THA Übernahme von Altschulden 31,1

4 23.04.1991 THA Bürgschaften 24,9

Maßnahmen nach der Privatisierung

5 12.1991 Land Direkte Investitionszuschüsse 1,825

6 5.10.1992 THA Darlehen 4,3

7 1.12.1992 THA Darlehen 1,8

8 1993 THA Erlöse aus der Verwertung der Grundstücke 5,676

9 Stadtsparkasse Jena Kredite 3,9

10 1992–1995 Land Investitionszulagen 0,035

Insgesamt 115,736

(23) Maßnahme 1: Eine vor der Privatisierung gewährte Ausfuhrbürgschaft, die nach Angaben Deutsch-
lands niemals in Anspruch genommen wurde.

(24) Maßnahmen 2 und 3: Übernahme der Schulden durch die THA aus den Krediten der Dresdner Bank
AG von vor dem 1. Juli 1990 und aus von der THA vor der Privatisierung gewährten Darlehen.
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(25) Maßnahme 4: Deutschland gibt an, dass diese Bürgschaften der THA zur Besicherung von Investitio-
nen, einer Verlustdeckung und der Kredite der Dresdner Bank AG gewährt wurden. Für diese Bürg-
schaften stellte das Unternehmen verschiedene Sicherheiten, auf deren Inanspruchnahme die THA
nach Einleitung der Gesamtvollstreckung verzichtete. Als zusätzliche Sicherheit wurde der THA das
Recht eingeräumt, die nicht unmittelbar betriebsnotwendigen Grundstücke des Unternehmens zu
verwerten. Diese Grundstücke wurden mit 13,3 Mio. DEM bewertet. Die zu erzielenden Erlöse sollten
für die Tilgung der von der THA verbürgten Kredite eingesetzt werden. Deutschland räumt ein, dass
die mit diesen Bürgschaften besicherten Kredite mit Einverständnis der THA nie zurückgezahlt wur-
den. Zum Zeitpunkt ihrer Inanspruchnahme beliefen sich diese Bürgschaften inklusive Zinsen auf eine
Gesamtsumme von 24,9 Mio. DEM.

(26) Maßnahme 5: Im Dezember 1991 erhielt das Unternehmen vom Land Thüringen Investitionszu-
schüsse in Höhe von 1,825 Mio. DEM.

(27) Maßnahme 6: Am 5. Oktober 1992 bewilligte die THA zur Vermeidung der Insolvenz ein Darlehen
in Höhe von 4,2 Mio. DEM.

(28) Maßnahme 7: Die THA stellte ebenfalls zur Vermeidung der Insolvenz am 1. Dezember 1992 ein
weiteres Darlehen in Höhe von 1,8 Mio. DEM bereit.

(29) Maßnahme 8: Die Erlöse aus der in Maßnahme 3 genannten Verwertung der Unternehmensgrund-
stücke betrugen insgesamt 5,676 Mio. DEM. Im Jahre 1993 wurden 3,4 Mio. DEM der Gesamterlöse
Kahla I zur Verfügung gestellt und nicht für die Tilgung der von der Treuhand verbürgten Kredite
verwendet. Deutschland gibt an, dass die Zahlung dieses Betrags an die THA zwar verschoben wurde,
jedoch nicht auf die Rückzahlung verzichtet, da der Gesamtbetrag in Höhe von 5,676 Mio. DEM in
die Konkursmasse aufgenommen wurde. Demzufolge beliefen sich die Treuhand-Mittel, die dem
Unternehmen zugute kamen und nicht für die Tilgung von Krediten verwendet wurden, auf insge-
samt 5,676 Mio. DEM. Deutschland hat diese Tatsache nicht bestritten.

(30) Maßnahme 9: Zwei Kredite der Kreis- und Stadtsparkasse Jena über insgesamt 3,9 Mio. DEM. Diese
Kredite mit einem Zinssatz von 13,25 % bzw. 17,25 % wurden mit Grundschulden in Höhe von 10
Mio. DEM besichert.

(31) Maßnahme 10: Im Zeitraum 1992 bis 1995 wurden Investitionszulagen in Höhe von 0,035 Mio.
DEM gezahlt.

(32) Insgesamt hat Kahla I von der öffentlichen Hand finanzielle Unterstützung in Höhe von 115,736
Mio. DEM erhalten. Trotz dieser finanziellen Unterstützung wurde am 29. September 1993 das
Gesamtvollstreckungsverfahren eröffnet. Deutschland gibt an, dass die THA als Teil der Konkursmasse
Verbindlichkeiten in Höhe von 41,2 Mio. DEM eingetragen hat. In diesem Betrag sind die Maß-
nahmen 3, 6, 7 und 8, einschließlich Zinsen, enthalten.

(33) Am 27. September 1993 entschied die THA, auf die Inanspruchnahme der vom Unternehmen
gestellten Sicherheiten für die Bürgschaften im Zusammenhang mit Maßnahme 4 zu verzichten.
Am 18. Juli 1994 verzichtete die THA bzw. ihre Nachfolgeorganisation, die BvS, auf ihre rechtlich
verbriefte Übernahme des Grund und Bodens. Nach Angaben Deutschlands hätte dies Ausgleichs-
leistungen an andere Gläubiger und daher Mehrkosten zur Folge gehabt.
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b) Finanzmaßnahmen zugunsten von KAHLA II

(34) Folgende Finanzmaßnahmen wurden für Kahla II von deren Gründung bis zum Jahr 1999 von der
öffentlichen Hand gewährt (in Mio. DEM):

Tabelle 4

Maßnahmen zugunsten von Kahla II

Betrag

Maßnahmen 1994 – 1996

11 5.4.1994 TIB Beteiligung 1,975

12 5.4.1994 TIB Partiarisches Darlehen 6,0

13 25.3.1994 Land 90 %ige Kreditbürgschaft (18-22)

14 25.3.1994 Land 90 %ige Bürgschaft für ein Darlehen über 6,5
Mio. DEM durch eine Privatbank

5,85

15 10.5.1994 Land Zuschuss KMU-Investitionssicherung 2,5

16 4./5.6.1994 DtA- Eigenkapital-
hilfe

Darlehen 0,2

17 5./6.1994 ERP-Existenzgrün-
dung

Darlehen 1,8

18 3./4.1995 ERP-Aufbau Darlehen 1 2,0

19 3./4.1995 KfW-Mittelstand Darlehen 1,0

20 6./26.4.1995 DtA-Umwelt Darlehen 1,73

21 7./26.4.1995 ERP-Energiespar Darlehen 3,45

22 3./25.4.1996 ERP-Aufbau Darlehen 2 2,0

23 13.2.1996 Land 90 %ige Bürgschaft für ein Darlehen über 1
Mio. DEM durch eine Privatbank

0,9

24 1994-1996/97 Land Direkte Investitionszuschüsse 3,36

25 1994-1996 Land Investitionszulagen 0,838

26 1994-1996 Arbeitsamt AFG-Zuschüsse 1,549

27 1994-1996 Verschiedene Zuschüsse 0,492

Maßnahmen ab 1997

28 1997-1999 Land Direkte Investitionszuschüsse 1,67

29 1997-1999 Land Investitionszulagen 0,365

30 3./5.1999 Land 90 %ige Bürgschaft für ein Darlehen über 2,32
Mio. DEM durch eine Privatbank

0,042

31 1997-1999 Arbeitsamt AFG-Zuschüsse 0,851

32 1997-1999 Verschiedene Zuschüsse 0,352

33 1994-1999 Sonderabschreibung 0,104

Insgesamt 39,028
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(35) Maßnahme 11: Im März 1994 übernahm die TIB gegen Entrichtung von 1,975 Mio. DEM 49 % der
Anteile an Kahla II. Am 31. Dezember 1999 beendete die TIB ihre Beteiligung an dem Unternehmen
und übertrug ihre Anteile an der Kahla II auf Herrn G. Raithel und dessen Sohn, Herrn H. Raithel, die
dafür […] (*)zahlten.

(36) Maßnahme 12: Im März 1994 reichte die TIB ein partiarisches Darlehen in Höhe von 6 Mio. DEM
aus. Deutschland erklärt, dass dieses Darlehen der TIB keine zusätzlichen Stimmrechte verleiht. Das
Darlehen war mit 12 % zu verzinsen, wobei die Höhe der Zinsen auf 50 % des Jahresüberschusses
begrenzt war. Die Kommission nimmt zur Kenntnis, dass Kahla II erst ab 1996 bescheidene Gewinne
zu erwirtschaften begann. Es wurde keine Risikoprämie vereinbart. Deutschland gibt an, dass das
Darlehen am 29. Dezember 1999 zuzüglich Zinsen in Höhe von 1,631 Mio. DEM zurückgezahlt
wurde.

(37) Maßnahmen 13 und 23: Das Land Thüringen übernahm im März 1994 für eine 90 %ige Ausfall-
bürgschafte für Investitionskredite bis zu einer Höhe von 13,5 Mio. DEM. Als die Kredite schließlich
eingebracht wurden, deckte die Bürgschaft nach Maßnahme 13 die Kredite 18 bis 22. Die Bürgschaft
nach Maßnahme 23 deckte einen Kredit, den eine Privatbank im Februar 1996 in Höhe von 1 Mio.
DEM zu einem Zinssatz von 6,1 % gewährt hatte.

(38) Maßnahme 14: Eine weitere vom Land Thüringen im März 1994 geleistete 90 %ige Ausfallbürgschaft
für Betriebskapitalkredite in Höhe von 6,5 Mio. DEM. Der Kredit wurde tatsächlich im September
1995 von einer Privatbank zu einem Zinssatz von 8,5 % gewährt. Diese Bürgschaft wurde schritt-
weise herabgesetzt und lief am 31. Dezember 1999 aus.

(39) Für diese Bürgschaften zahlte das Unternehmen eine Gebühr von 0,75 % p. a., die ab Juni 1995 auf
0,5 % gesenkt wurde.

(40) Maßnahme 15: Ein Zuschuss für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) von ursprünglich 2 Mio.
DEM, später von 2,5 Mio. DEM, der am 10. Mai 1994 gewährt wurde.

(41) Maßnahme 16: Ein Eigenkapitalhilfe-Darlehen („EKH-Darlehen“) über 0,2 Mio. DEM, das Herrn Rai-
thel, dem Investor, angeblich nach einer Beihilferegelung (5) im Juni 1994 im Zusammenhang mit der
Gründung von Kahla II gewährt wurde. Dieser Regelung zufolge hatte der Investor diesen Betrag dem
Unternehmen in Form von Eigenkapital bereitzustellen. Nach Angaben Deutschlands wurde das
Darlehen am 30. September 2001 zurückgezahlt.

(42) Maßnahme 17: Im Mai 1994 ein Darlehen in Höhe von 1,8 Mio. DEM, das angeblich nach dem ERP-
Existenzgründungsprogramm (6) gewährt wurde.

(43) Maßnahme 18: Ein Investitionsdarlehen in Höhe von 2 Mio. DEM, das angeblich nach dem ERP-
Aufbauprogramm im März 1995 (7) gewährt wurde.

(44) Maßnahme 19: Ein Investitionsdarlehen in Höhe von 1 Mio. DEM, das von der Kreditanstalt für
Wiederaufbau im März 1993 (8) gewährt wurde.

(45) Maßnahme 20: Ein Investitionsdarlehen in Höhe von 1,73 Mio. DEM, das im April 1995 nach dem
DtA-Umweltprogramm gewährt wurde.

(46) Maßnahme 21: Ein Investitionsdarlehen in Höhe von 3,45 Mio. DEM, das angeblich nach dem ERP-
Umweltprogramm im April 1995 (9) gewährt wurde.
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(47) Da die Marktzinsen sanken, wurde am 30. März 1998 der ausstehende Betrag der Darlehen im
Rahmen der Maßnahmen 18-21 in Höhe von 7,329 Mio. DEM in ein Marktdarlehen der Hypover-
einsbank umgewandelt. Der Zinssatz für dieses neue Darlehen lag bei 5,9 % und lag damit über dem
geltenden Referenzzinssatz von 5,49 %. Die Kommission stellt jedoch fest, dass die 90 %ige Bürg-
schaft aus Maßnahme 13 für dieses neue Marktdarlehen zur Verfügung gestellt wurde.

(48) Maßnahme 22: Ein Investitionsdarlehen in Höhe von 2 Mio. DEM, das angeblich nach dem ERP-
Aufbauprogramm im März 1996 (10) gewährt wurde.

(49) Maßnahme 23: Siehe Randnummer (37).

(50) Maßnahme 24: Im Oktober 1994 erhielt Kahla II vom Land Thüringen Investitionszuschüsse in Höhe
von 3,36 Mio. DEM für Investitionen im Zeitraum 1994 bis 1996 (11).

(51) Maßnahme 25: Zwischen 1994 und 1996 erhielt das Unternehmen Investitionszulagen in Höhe von
0,838 Mio. DEM (12).

(52) Maßnahme 26: Zuschüsse zur Förderung der Beschäftigung in Höhe von 1,549 Mio. DEM in den
Jahren 1994 bis 1996.

(53) Maßnahme 27: Zwischen 1994 und 1996 erhielt das Unternehmen Zuschüsse für die Teilnahme an
Messen in Höhe von 122 414 DEM, Zuschüsse für Werbung in Höhe von 0,03 Mio. DEM, FuE-
Zuschüsse in Höhe von 0,318 Mio. DEM und Zuschüsse zur Eingliederung von Arbeitnehmern in
Höhe von 0,021 Mio. DEM.

(54) Maßnahme 28: Weitere Investitionszuschüsse in Höhe von 1,67 Mio. DEM wurden im Dezember
1996 für die Jahre 1997 bis 1999 bewilligt.

(55) Maßnahme 29: Das Unternehmen erhielt Investitionszulagen in Höhe von 0,365 Mio. DEM für die
Jahre 1997 bis 1999.

(56) Maßnahme 30: Ein Darlehen in Höhe von 2,32 Mio. DEM wurde im Mai 1999 von einer Privatbank
gewährt; dieses Darlehen wurde ebenfalls von der 90 %igen Ausfallbürgschaft gedeckt, die im März
1994 vom Land Thüringen für Investitionskredite bis zu 13,5 Mio. DEM gewährt wurde (siehe
Maßnahmen 13 und 23). Dieses Darlehen wurde zu einem Zinssatz von 4,6 % gewährt.

(57) Maßnahme 31: Weitere Zuschüsse zur Förderung der Beschäftigung in Höhe von 0,851 Mio. DEM.

(58) Maßnahme 32: Gemäß den Jahresberichten erhielt das Unternehmen zwischen 1997 und 1999
Zuschüsse für die Beteiligung an Messen, für Werbung und zur Eingliederung von Arbeitnehmern
in Höhe von 342 910 DEM sowie Zuschüsse für Personalkosten im Zusammenhang mit FuE-Aktivi-
täten in Höhe von 8 602 DEM. Damit belief sich die Gesamtsumme der Zuschüsse auf 0,352 Mio.
DEM.

(59) Ferner erklärte Deutschland nach der Ausweitung des förmlichen Prüfverfahrens, das Unternehmen
habe eine Regelung in Anspruch genommen, die es erlaubt, Investitionen zunächst in höherem Maße
abzuschreiben und im Laufe der Jahre zu reduzieren (Sonderabschreibung). Deutschland räumt ein, dass
diese Maßnahme in der Tat einen Vorteil für das Unternehmen dargestellt habe, da damit nicht nur
Verluste in den ersten Jahren verbunden waren, sondern auch geringere Steuerzahlungen. Der dem
Staat durch die Steuerminderungen entstandene Einnahmeverlust muss ebenfalls als Finanzierungs-
maßnahme des Staates zugunsten von Kahla II (nachstehend: Maßnahme 33) betrachtet werden.
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C. Das Vorhaben

(60) Nach Angaben Deutschlands wurde am 25. März 1994 ein Plan für die Finanzierung des Bedarfs von
Kahla II erstellt. Die ursprünglich geplanten Kosten wurden geringfügig um etwa 2 Mio. DEM
reduziert. Eine detaillierte Aufstellung wird in Tabelle 5 gegeben, die den von Deutschland über-
mittelten Angaben entnommen wurde (in Mio. DEM):

Tabelle 5

Kosten Geplant Durchgeführt
(1994-1996)

Grundbesitz: 3,200 3,200

Gebäude:

Maschinen/Anlagen 2,050 2,050

Waren: 2,136 1,472

Erneuerung Maschinen 14,650 14,977

Immaterielle Vermögenswerte

Betriebskapital: 14,854 12,709

Insgesamt 36,890 34,408

(61) Um diese Kosten zu decken, wurde im März 1994 ein Finanzierungsplan erstellt, der danach mehr-
mals geändert wurde. Tabelle 6 wurde den von Deutschland übermittelten Angaben entnommen Die
kursiv gedruckten Maßnahmen betreffen angebliche private Mittel. (in Mio. DEM):

Tabelle 6

Maß-
nahme Finanzierungsplan 25.3.1994 26.4.1995 25.4.1996 Durchgeführt

11 TIB-Beteiligung 1,950 1,975 1,975 1,975

12 partiarisches Darlehen (TIB) 6,000 6,000 6,000 6,000

15 KMU-Zuschuss 2,000 2,500 2,500 2,500

Darlehen 13,500

18 — KfW-ERP-Aufbauprogramm 2,000 2,000 2,000

19 — KfW-Mittelstandsprogramm 1,000 1,000 1,000

20 — DtA-Umweltprogramm 1,730 1,730 1,730

21 — ERP-Energiesparprogramm 3,450 3,450 3,450

22 — KfW-ERP-Aufbauprogramm 2,000 2,000

— Bankdarlehen 5,320 3,320 1,000

(14) Betriebsmittelkredit von Banken 6,500 6,500 6,500 6,500

24 Investitionszuschüsse 3,370 3,340 3,340 3,360

25 Investitionszulagen 1,020 1,020 1,020 0,838

Herr Raithel (Eigentümer) 2,550 0,055 0,055 0,055

16 — DtA- Eigenkapitalhilfe 0,200 0,200 0,200

17 — KfW-ERP-Existenzgründungs-
programm

1,800 1,800 1,800

Insgesamt 36,890 36,890 36,890 34,408
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(62) Es wird festgestellt, dass die TIB-Beteiligung (Maßnahme 11) im Jahr 1995 gegenüber dem ursprüng-
lich vorgesehenen Betrag um 0,25 Mio. DEM erhöht wurde. Es wird ferner festgestellt, dass der
ursprüngliche Plan Darlehen in Höhe von 13,5 Mio. DEM vorsah. Für diese Darlehen sowie für
einen Betriebsmittelkredit einer privaten Bank in Höhe von 6,5 Mio. DEM übernahm das Land
90 %ige Bürgschaften (Maßnahmen 13 und 14). Im Jahr 1994 wurde der Betriebsmittelkredit einge-
bracht. Die Darlehen in Höhe von insgesamt 13,5 Mio. DEM wurden im Jahr 1995 gewährt (Maß-
nahmen 18-22) und durch die 90 %ige Bürgschaft effektiv gedeckt.

(63) Hinsichtlich der angeblichen privaten Mittel wird festgestellt, dass der ursprünglich vorgesehene Bei-
trag des Investors von 2,555 Mio. DEM auf 2,055 Mio. DEM reduziert wurde, d.h. um 0,5 Mio. DEM.
Der „KMU-Zuschuss“ (Maßnahme 15) wurde um 0,5 Mio. DEM erhöht, also genau um den Betrag,
um den der Beitrag des Investors verringert wurde. Als der angebliche Beitrag des privaten Investors
tatsächlich eingebracht wurde, bestand dieser außerdem aus einem Barbetrag von 0,055 Mio. DEM
aus den Eigenmitteln des Investors und zwei Darlehen in Höhe von 2 Mio. DEM, die von staatlichen
Banken auf der Grundlage genehmigter Beihilferegelungen (Maßnahmen 16 und 17) gewährt wurden.

(64) Es wird festgestellt, dass Tabelle 6, wie sie von Deutschland übermittelt wurde, keinen Verweis auf die
im Rahmen der Maßnahmen 26 und 27 gewährten Zuschüsse und auf die Sonderabschreibungs-
regelung enthält, die das Unternehmen nach Angaben Deutschlands in Anspruch nehmen konnte
(Maßnahme 33). In einer gesonderten Tabelle, die am 30. Januar 2002 übermittelt wurde, gab
Deutschland an, dass die in den Jahren 1994 und 1995 abgeschriebenen Investitionen sich auf
insgesamt 3,603 Mio. DEM beliefen.

(65) Deutschland übermittelte folgende weitere Tabelle mit verschiedenen Investitionen, die das Unter-
nehmen in den Jahren 1997 und 1998 getätigt hat (in Mio. DEM):

Tabelle 7

Kosten Geplant Durchgeführt

Maschinen/Anlagen 5,580

Immaterielle Vermögenswerte 0,150

Insgesamt 5,730 6,769

(66) Die Finanzierung dieser Kosten ist in Tabelle 8, wie sie von Deutschland übermittelt wurde, im
Einzelnen dargestellt (in Mio. DEM):

Tabelle 8

Maßnahme Finanzierung Geplant Durchgeführt

Eigenbeitrag 1,318 2,406

28 Investitionszuschüsse 1,670 1,670

29 Investitionszulagen 0,279 0,292

Sonstige Quellen 2,400 2,400

Insgesamt 5,730 6,769

(67) Es wird festgestellt, dass Tabelle 8, wie sie von Deutschland übermittelt wurde, keinen Verweis auf die
Zuschüsse im Rahmen der Maßnahmen 31 und 32 enthält. Für die Finanzierung der Kosten in
Tabelle 7 gibt Deutschland jedoch an, dass das Unternehmen im Rahmen der Sonderabschreibungs-
regelung (Maßnahme 33) Investitionen in Höhe von bis zu 0,743 Mio. DEM abgeschrieben habe.
Dieser letztgenannte Betrag ist vermutlich im Posten „Sonstige Quellen“ in Tabelle 8 einhalten.
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(68) Deutschland hat ferner einen weiteren Investitionsplan (13) übermittelt, in dem die zwischen 1994
und 2000 getätigten Investitionen sowie die zwischen 2000 und 2003 zu tätigenden Investitionen
im Einzelnen aufgeführt sind. Dieser Plan nennt eine große Anzahl vor allem von Maschinen und
Anlagen, in die das Unternehmen investiert hat. Die Gesamtkosten für den Zeitraum 1994-2000 sind
in Tabelle 9, wie sie von Deutschland übermittelt wurde, dargestellt (in Mio. DEM):

Tabelle 9

1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 Insges.

8,504 4,540 1,933 1,846 4,923 1,370 0,790 23,906

(69) Die Kommission stellt fest, dass dieser letztgenannte Investitionsplan einen Teil der in den Tabellen 5
bis 8 beschriebenen Investitionen zusammenfasst. In diesem Zusammenhang belaufen sich die im
Zeitraum 1994-1996 getätigten Investitionen auf insgesamt 14,977 Mio. DEM. Dies entspricht den in
Tabelle 5 unter dem Posten „Erneuerung von Maschinen“ dargestellten, tatsächlich durchgeführten
Investitionen. Für die Jahre 1997 und 1998 entspricht der Gesamtbetrag der Investitionen den gemäß
Tabelle 7 getätigten Investitionen.

D. Marktanalyse

(70) Sowohl Kahla I als auch Kahla II produzieren Geschirr aus Feinkeramik und Porzellan für den
Haushaltssektor. Kahla II expandierte und produziert heute auch für den gewerblichen Bereich,
insbesondere für Hotels und für Dekorationszwecke. Die Erzeugnisse werden auch exportiert.

(71) Im Sektor Tafel- und Zierporzellan besteht ein intensiver Warenaustausch zwischen den Mitglied-
staaten. Während Zierporzellan in ganz Europa hergestellt wird, sind die Tafelporzellanhersteller stark
regional konzentriert in Nordbayern (Deutschland), in Staffordshire (Vereinigtes Königreich) und im
Limousin (Frankreich). Neben einer Vielzahl von KMU bestehen auch zahlreiche Großunternehmen.
Zu letzteren gehören Villeroy&Boch (Deutschland/Luxemburg), Hutschenreuther und Rosenthal
(Deutschland) sowie Royal Doulton und Wedgewood (Vereinigtes Königreich), auf die mehr als ein
Drittel der Gesamtproduktion in der Gemeinschaft entfällt. Zur Deckung des speziellen Bedarfs des
Hotel- und Gaststättengewerbes entstand der „Hotelporzellansektor“ mit seinem eigens entworfenen
soliden Porzellan. Das Vereinigte Königreich, Deutschland und Italien sind die Haupterzeuger- und
Verbraucherländer. Die enge Beziehung zum Endverbraucher und die notwendige Konkurrenz beim
Design haben diese sehr arbeitsintensive Branche mit ihrer enormen Produktpalette besonders ge-
prägt. Die Verkäufe an Drittländer übersteigen nominal die Einfuhren der Gemeinschaft, doch im
Volumen liegen die Einfuhren über den Ausfuhren, vor allem wegen der extrem billigen Einfuhren
aus China (14).

(72) In der Porzellanbranche bestehen Überkapazitäten. Fertigung und Verbrauch verzeichneten zwischen
1984 und 1991 ein anhaltendes Wachstum, dem in den Jahren 1992 und 1993 Rückschläge folgten.
Eine für 1994 erwartete Erholung trat nicht ein. Die Handelsbilanz der letzten Jahre war positiv, aber
der Anteil der Importe hat deutlich zugenommen, besonders bei Haushaltsgeschirr. Der Exportzu-
wachs kann den Wettbewerbsdruck in diesem Sektor nicht ausgleichen. Vielmehr verschärfen sich die
angespannte Wettbewerbslage und die Kapazitätsüberschüsse durch Marktneueinsteiger aus Südost-
asien und Osteuropa (vor allem der Tschechischen Republik und Ungarn), die von ihren Handelsab-
kommen mit der Europäischen Union profitieren, noch weiter verschärfen (15).
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III. GRÜNDE FÜR DIE EINLEITUNG UND AUSWEITUNG DES FÖRMLICHEN PRÜFVERFAHRENS

(73) Bei der Einleitung des förmlichen Prüfverfahrens hat die Kommission die Finanzmaßnahmen zuguns-
ten von Kahla I und Kahla II im Lichte des Artikels 87 Absatz 1 EG-Vertrag und des Artikels 61
Absatz 1 EWR-Abkommen untersucht. Die Maßnahmen umfassten staatliche Mittel und verfälschten
den Wettbewerb zwischen den Mitgliedstaaten oder drohten ihn zu verfälschen und verschafften
diesen Unternehmen Vorteile. In ihrer vorläufigen Würdigung waren Kahla I und Kahla II nach
Ansicht der Kommission Unternehmen in Schwierigkeiten. Die Kommission bezweifelte ferner,
dass der Staat sich wie ein marktwirtschaftlicher Unternehmer verhalten hatte, als er diesen Unter-
nehmen finanzielle Mittel zuführte. In einer vorläufigen Würdigung wurden solche Maßnahmen als
staatliche Beihilfe betrachtet.

(74) Da die Kommission ernsthafte Zweifel hatte, ob diese Beihilfen mit dem Gemeinsamen Markt ver-
einbar sind, leitete sie wegen der Ad-hoc-Beihilfen an Kahla I und Kahla II das förmliche Prüfver-
fahren ein. Außerdem behauptete Deutschland, dass zahlreiche Beihilfemaßnahmen nach genehmigten
Beihilferegelungen gewährt worden seien. Nach den der Kommission vorliegenden Angaben war sie
nicht in der Lagen, zu entscheiden, ob diese Maßnahmen mit den genehmigten Beihilferegelungen,
nach denen sie angeblich gewährt wurden, übereinstimmten. Daher hat die Kommission im Rahmen
der Einleitung des förmlichen Prüfverfahrens eine Anordnung zur Auskunftserteilung an Deutschland
gerichtet, um diesen Punkt zu klären.

(75) Die als Antwort auf diese Anordnung zur Auskunftserteilung übermittelten Informationen zerstreuten
lediglich im Falle einiger angeblich nach einer genehmigten Beihilferegelung gewährten Maßnahmen
die Zweifel der Kommission daran, dass es sich um bestehende Beihilfen handelt. Ferner stellte die
Kommission bei mehreren Maßnahmen Einzelheiten fest, über die sie zuvor nicht informiert worden
war. Folglich weitete die Kommission das förmliche Prüfverfahren aus, um die Maßnahmen, die
offensichtlich noch immer nicht mit genehmigten Beihilferegelungen in Einklang stehen, sowie die
Maßnahmen, über die sie erst nach Einleitung des förmlichen Prüfverfahrens unterrichtet worden war,
zu beurteilen.

IV. BEMERKUNGEN DEUTSCHLANDS

(76) In seinem Schreiben vom 11. November 1999 vertrat Deutschland die Ansicht, keine der vorstehen-
den Finanzmaßnahmen habe der Kommission notifiziert werden müssen. Deutschland macht geltend,
dass Kahla II im Februar 1994 neu gegründet und die Geschäftstätigkeit von Kahla I nicht fortgeführt
wurde. Nach deutschen Aussagen befindet sich die Kahla II nicht in Schwierigkeiten. Während des
gesamten Verfahrens hat Deutschland auf diesem Punkt bestanden. Zur Untermauerung dieser Argu-
mentation legte Deutschland zunächst zwei von Beratern erstellte Berichte vom 29. November 1993
und vom 11. Januar 1994 vor. Nach der Ausweitung des formalen Prüfverfahrens übermittelte
Deutschland einen von einem weiteren Berater erstellten Bericht vom 21. Januar 2002 vor.

(77) Deutschland stellte zunächst fest, dass die Mehrheit der Finanzmaßnahmen der öffentlichen Ein-
richtungen nicht als Beihilfe betrachtet werden sollten, weil die staatlichen Behörden wie ein markt-
wirtschaftlicher Unternehmer gehandelt hätten, als sie Kahla II finanzielle Hilfe zusagten. Die übrigen
Finanzmaßnahmen zugunsten von Kahla II, die nicht unter den Grundsatz des marktwirtschaftlich
handelnden privaten Investors fallen würden, sind Deutschland zufolge entweder durch genehmigte
Beihilferegelungen abgedeckt oder als De-minimis-Beihilfen anzusehen. Deutschland übermittelte aus-
führliche Informationen und Unterlagen.

(78) Nach der Einleitung des förmlichen Prüfverfahrens erkannte Deutschland an, dass einige Maßnahmen
Beihilfen darstellen könnten und einige nicht unter die in der Mitteilung der Kommission über „de
minimis“-Beihilfen (16) und der Verordnung (EG) Nr. 69/2001 der Kommission vom 12. Januar 2001
über die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf „de minimis“-Beihilfen (17) enthaltenen
De-minimis-Regeln oder genehmigte Beihilferegelungen fallen könnten. Deutschland vertrat jedoch
die Auffassung, in diesem Fall sei die Beihilfe als Investitionsbeihilfe, die die regionalen Förderhöchst-
grenzen einhalten. Ferner übermittelte Deutschland mehrere Investitionspläne und ergänzende Infor-
mationen zu diesem Thema, einschließlich einer Schätzung der Beihilfeintensität der Maßnahmen.
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(79) Abschließend trug Deutschland vor, dass die Kommission, falls sie keines der angeführten Argumente
akzeptiere,– insbesondere für Maßnahme 26 – prüfen sollte, ob die Beihilfe als mit dem Gemein-
samen Markt vereinbare Beschäftigungsbeihilfe betrachtet werden könnte.

(80) In seinem Schreiben vom 1. Oktober 2002 erklärte Deutschland, entgegen aller vorherigen Argu-
mente, dass, falls die Kommission Kahla II als ein Unternehmen in Schwierigkeiten betrachten sollte,
die fraglichen Beihilfemaßnahmen als Umstrukturierungsbeihilfen auf Basis der Leitlinien der Gemein-
schaft für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkei-
ten (18) (Umstrukturierungsleitlinien) beurteilt werden sollten.

V. STELLUNGNAHMEN VON BETEILIGTEN

(81) Nach der Einleitung und Ausweitung des Verfahrens erhielt die Kommission Stellungnahmen von
Kahla II, die an Deutschland mit Schreiben vom 7. August 2001 und 6. März 2002 übermittelt
wurden. Die von Kahla II vorgetragenen Argumente stimmen weitgehend mit denen Deutschlands
überein.

(82) Ferner ging eine neue Beschwerde darüber ein, dass Kahla II weitere Beihilfen erhalten haben solle.
Diese Information wurde mit Schreiben vom 30. April 2002 an Deutschland übermittelt. Am 29. Mai
2002 antwortete Deutschland und trug vor, das Unternehmen habe keine anderen Zuschüsse erhalten
als diejenigen, über die die Kommission unterrichtet worden sei.

(83) Am 30. Juli 2002 übermittelte Kahla II der Kommission eine weitere Stellungnahme, die keine neuen
Tatsachen oder Beweise enthielt, in der Deutschland jedoch darauf auf seinen vorhergehenden Argu-
menten bestand, dass das Unternehmen sich niemals in Schwierigkeiten befunden habe, dass be-
stimmte Maßnahmen nicht als Beihilfe zu betrachten seien und dass die Ad-hoc-Beihilfen als verein-
bare regionale Beihilfen betrachtet werden müssten.

VI. WÜRDIGUNG

A. Das Unternehmen

(84) Bei der Einleitung des förmlichen Prüfverfahrens konnte die Kommission aufgrund der vorliegenden
Angaben nicht entscheiden, ob Kahla I und Kahla II unabhängige Unternehmen waren oder inwieweit
die Kahla II als Fortführung eines Unternehmens oder als Auffanglösung anzusehen ist. Daher wurde
Deutschland aufgefordert, genügend Angaben vorzulegen, um diesen Punkt zu klären.

(85) In der Ausweitung des formalen Prüfverfahrens kam die Kommission zu dem Schluss, dass Kahla I
und Kahla II verschiedene rechtliche Einheiten sind. Kahla II wurde als Auffanggesellschaft betrachtet,
da sie von Hern G. Raithel als Mantelgesellschaft gegründet wurde, um die Tätigkeiten der in Ab-
wicklung befindlichen Kahla I fortzuführen und deren Vermögenswerte zu übernehmen. In den
vorliegenden Unterlagen wird Kahla II oft als Auffanggesellschaft bezeichnet, und die Kommission
stellte fest, dass eine Änderung der Kontrolle, der Eigentumsverhältnisse und der Rechtspersönlichkeit
stattgefunden hat. Deutschland hat dieser Ansicht nicht widersprochen.

(86) Die Veräußerung der Vermögenswerte an Kahla II erfolgte nicht in einer offenen und bedingungs-
freien Ausschreibung. Deutschland erklärt, die Marktteilnehmer seien darüber informiert gewesen,
dass die Vermögenswerte zur Veräußerung angeboten wurden. Deutschland zufolge wurde nach
Verhandlungen mit zwei potenziellen Investoren Herr G. Raithel vom Gesamtvollstreckungsverwalter
als bester Bieter ausgewählt. Nach Angaben des Gesamtvollstreckungsverwalters waren die Gründe für
diese Wahl sowohl die Erfahrung des Bieters auf dem Porzellanmarkt als auch die Tatsache, dass er
ein wesentlich höheres Angebot gemacht habe als der andere Bieter, der Deutschland zufolge 1 DEM
geboten habe. Die Kommission stellt jedoch fest, dass Herr G. Raithel zwar in der Tat mehr als 1
DEM geboten habe, dieser angebotene Preis aber durch staatliche Mittel finanziert werden sollte.
Dennoch geht aus den verfügbaren Informationen hervor, dass Herr G. Raithel 55 000 DEM aus
Eigenmitteln und damit mehr als 1 DEM eingebracht habe. Auf Grundlage der verfügbaren Informa-
tionen folgt die Kommission der Ansicht Deutschlands, dass Herr G. Raithel der beste Bieter war.
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(87) Die Kommission erkennt an, dass der Wert des Grundstücks von Kahla I auf einem Gutachten
unabhängiger Sachverständiger beruhte. Deutschland erklärte, der Wert für Anlagen und Vorratsver-
mögen - insgesamt rd. 3,5 Mio. DEM – sei nicht auf Basis eines Gutachtens ermittelt worden, da es
praktische Probleme gegeben habe und ein Großteil der Anlagen in schlechtem Zustand gewesen sei
und habe ersetzt werden müssen. Unter Berücksichtigung dieser Tatsachen kommt die Kommission
zu dem Schluss, dass kein Grund besteht zu bezweifeln, dass der für die Vermögenswerte von Kahla I
bezahlte Preis nicht dem Marktpreis entsprach.

(88) Was den anschließenden Verkauf des 49%igen Anteils der TIB an Kahla II betrifft, so wird in den
folgenden Abschnitten analysiert, ob dieser dem Verhalten eines marktwirtschaftlichen Unternehmers
entspricht. Die Kommission stellt jedoch fest, dass die Veräußerung dieses Anteils an Herrn G. Raithel
und seinen Sohn am 31. Dezember 1999 nicht in einer offenen, transparenten und unbeschränkten
Ausschreibung erfolgt ist.

(89) Die TIB ist ein landeseigenes Finanzinstitut. Gemäß der ständigen Rechtsprechung des Gerichsthofs
der Europäischen Gemeinschaften und der Politik der Kommission ist die Kommission der Ansicht,
dass der Verkaufspreis für eine öffentliche Beteiligung keine Elemente einer staatlichen Beihilfe ent-
hält, sofern das Verkaufsobjekt im Rahmen eines offenen, an keine Bedingungen geknüpften und
nichtdiskriminierenden Ausschreibungsverfahrens angeboten wird. Allerdings sind die Mitgliedstaaten
nicht verpflichtet, dieses Verfahren bei der Veräußerung öffentlicher Beteiligungen zu befolgen.

(90) Wird kein solches Verfahren durchgeführt, kann der Verkaufspreis Elemente staatlicher Beihilfe ent-
halten. Daher kann die Kommission gegebenenfalls prüfen, ob der Verkaufspreis dem Wert der
öffentlichen Beteiligung in angemessener Weise entspricht. In diesem Zusammenhang stellt die
Kommission fest, dass der Preis für die an Herrn G. Raithel und seinen Sohn veräußerten Anteile
höher war als der Preis, den die TIB selbst fast sechs Jahre zuvor bezahlt hatte. Es wird ferner
festgestellt, dass der Anteil eine Minderheitsbeteiligung darstellte. Abschließend ist hervorzuheben,
dass im Zusammenhang mit der Einleitung oder der Ausweitung des förmlichen Prüfverfahrens kein
Beteiligter eine Beschwerde darüber eingelegt hat, willkürlich aus der Veräußerung ausgeschlossen
worden zu sein, und kein Beteiligter ein Angebot für die Beteiligung vorgelegt hat. Folglich gibt es
nach Auffassung der Kommission beim Verkauf dieser Beteiligung keine Anhaltspunkte für eine
Beihilfe.

B. Beihilfen im Sinne von Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag

(91) Kahla I und Kahla II wurden Finanzhilfen aus staatlichen Mitteln gewährt, die beiden Unternehmen
Vorteile gegenüber ihren Mitwettbewerbern verschafften. Die in den Unterlagen enthaltenen Tatsa-
chen zeigen, dass, unter staatlicher Kontrolle stehende Einrichtungen Darlehen gewähren und Betei-
ligungen an Privatunterhehmen, wie die TIB an Kahla II, ihre Aktivitäten klar dem Staat zuzurechnen
sind. In diesem Zusammenhang wird auf einen Bericht eines Beraters vom 29. November 1993
Bezug genommen, gemäß welchem das gesamte Umstrukturierungskonzept von Kahla im Licht der
Bemühungen der regionalen Regierung, Arbeitsplätze bei Kahla zu sichern, gesehen werden muss (19).
Da der Porzellanmarkt ein wettbewerbsintensiver europäischer Produktmarkt mit Überkapazität ist,
drohen finanzielle Vorteile, die einem Unternehmen gegenüber seinen Mitwettbewerbern eine vor-
teilhafte Position verschaffen, den Wettbewerb zu verfälschen und beeinträchtigen den Handel zwi-
schen Mitgliedstaaten.

(92) Was Kahla I betrifft, so kommt die Kommission in der Ausweitung des förmlichen Prüfverfahrens zu
dem Schluss, dass die Maßnahmen 2, 3 und 9 keine Beihilfen darstellen. Die übrigen von Deutsch-
land gewährten Maßnahmen werden immer noch als Beihilfe im Sinne von Artikel 87 Absatz 1 EG-
Vertrag angesehen. Deutschland hat dieser Ansicht nicht widersprochen, welche folglich aufrecht
erhalten wird.
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(19) „Das Konzept der Auffanggesellschaft Kahla muss unter den speziellen strukturpolitischen Bedingungen des Landes
Thüringen gesehen werden, insbesondere unter dem Aspekt der Bemühungen der Landesregierung, im Rahmen von
Förderungsmöglichkeiten bestehende Arbeitsplätze zu erhalten“, Bericht von Röls Bühler Stüpges Hauck & Partner,
übermittelt als Anlage 1 zum Schreiben vom 31. Januar 2000, eingetragen am 3. April 2000 unter der Nummer
A/32839.



(93) Was Kahla II betrifft, so ist Deutschland nach wie vor der Meinung, dass es sich um ein neues
Unternehmen handelt, das die unternehmerische Kontinuität von Kahla I nicht gewährleistet und das
sich nie in Schwierigkeiten befand. Deshalb haben die öffentlichen Behörden bei der Gewährung ihrer
finanziellen Unterstützung wie ein marktwirtschaftlicher Unternehmer gehandelt. Die Kommission
wird zunächst prüfen, ob die öffentlichen Einrichtungen, die Kahla II finanzielle Hilfe zur Verfügung
stellten, als marktwirtschaftlicher Unternehmer gehandelt haben. Zum Zweiten wird die Kommission
die Frage der Schwierigkeiten des Unternehmens untersuchen.

Marktwirtschaftlicher Unternehmer

(94) Deutschland hat zwei von Beratern erstellte Berichte vorgelegt, um seine These zu untermauern, dass
die öffentlichen Einrichtungen, die Kahla II finanzielle Hilfe zur Verfügung stellten, als marktwirt-
schaftlich orientierte Kapitalgeber gehandelt haben.

(95) Wir in Rn 91 dargelegt schlägt der erste Bericht vom 29. November 1993 mit Blick auf die
Bemühungen der Landesregierung, die Arbeitsplätze bei Kahla zu erhalten, einen Umstrukturierungs-
plan für die Auffanggesellschaft vor (20). Die Umstrukturierung sollte im Zeitraum 1994 bis 1997
stattfinden und Gesamtkosten in Höhe von 18,779 Mio. DEM umfassen. Die Gewinnschwelle sollte
1996 mit einem positiven Ergebnis in Höhe von 0,101 Mio. DEM erreicht werden.

(96) Der zweite Bericht wurde am 11. Januar 1994 für die TIB erstellt, bevor diese ihren 49 %igen Anteil
am Unternehmen übernahm. Die Studie erläutert, Ziel der TIB sei die Erhaltung und Schaffung von
Arbeitsplätzen in Thüringen (21). In der Studie wird darauf hingewiesen, dass die Wiederherstellung
der Rentabilität nur durch eine Umstrukturierung mit Unterstützung der öffentlichen Behörden
erreicht werden könnte. Die Gewinnschwelle sollte 1996 mit einem positiven Ergebnis in Höhe
von 1,394 Mio. DEM erreicht werden. Außerdem hieß es in der Studie, dass das öffentliche Enga-
gement zugunsten von Kahla II hohe Risiken beinhaltete und es wurde jegliche Möglichkeit ausge-
schlossen, dass das Unternehmen eine finanzielle Unterstützung vor 1998 zurückzahlen kann.

(97) In Anbetracht dieser Berichte kommt die Kommission zu dem Schluss, dass die staatlichen Finanz-
institute – insbesondere die TIB – nicht als marktwirtschaftlicher Unternehmer gehandelt haben, als
sie Kahla II finanzielle Hilfe zusagten. Diese Berichte belegen eindeutig, dass das Ziel der Landes-
regierung und ihrer Finanzinstitute darin lag, Arbeitsplätze zu erhalten. Dies ist nicht das Hauptziel
eines marktwirtschaftlichen Unternehmers. Darüber hinaus sehen die Berichte für mindestens zwei
Jahre Verluste vor und analysieren keinerlei mögliche Gegenleistung für die Beteiligung der Behörden,
wie dies bei jedem marktwirtschaftlichen Unternehmer hätte der Fall sein müssen.

(98) Insbesondere im Hinblick auf die Beteiligung der TIB kann die Kommission nur ihren Standpunkt
beibehalten, dass diese nicht in Einklang mit dem Prinzip des marktwirtschaftlich handelnden priva-
ten Investors ist und folglich als Beihilfe zu betrachten ist. Die Tatsache, dass die TIB ihren Anteil fünf
Jahre später an die Mehrheitseigner G. Raithel und seinen Sohn veräußerte, und zwar zu einem
höheren Preis, als sie im Jahr 1994 selbst bezahlt hatte, ändert nichts an dieser Schlussfolgerung.
Das Verhalten der TIB muss ex ante unter Berücksichtigung der potenziellen Risiken und der erwar-
teten Einnahmen beurteilt werden. Auf der Grundlage der damals verfügbaren Berichte waren diese
Risiken hoch (22), es wurden jedoch keine Maßnahmen getroffen, um ihnen zu begegnen. Ferner
wurde keine Analyse künftiger Einnahmen durchgeführt. Darüber hinaus ist der von der TIB tatsäch-
lich gemachte Gewinn gering.
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(20) Vgl. Fußnote 19.
(21) „Zielsetzung der TIB ist die Erhaltung und Schaffung industrieller Arbeitsplätze im Freistaat Thüringen“, Bericht von

Arthur Andersen, übermittelt als Anlage 2 zum Schreiben vom 31.März 2000, eingetragen am 3.April 2000 unter
der Nummer A732839.

(22) „Es bestehen jedoch eine Vielzahl von Risiken, die zum Scheitern des Konzepts führen können“ und „Eine Ent-
scheidung für eine Beteiligung an der Kahla/Thüringen Porzellan GmbH kann daher grundsätzlich befürwortet
werden, wenn man sich des verbleibenden, hohen Risikos bewusst ist. Es bedeutet zugleich aber auch eine Absage
an andere thüringische Porzellanhersteller, um den Erfolg des Konzepts nicht weiter zu gefährden“, Bericht von
Arthur Andersen ( siehe Fn 23).



(99) Entgegen den Aussagen Deutschland, sind die Bedingungen der TIB-Beteiligung nicht vergleichbar mit
den Bedingungen des privaten Kapitalgebers, Raithel. Raithel hat angeblich 2,055 Mio. DEM in das
Unternehmen investiert. Es stammten jedoch nur 0,055 Mio. DEM aus seinen privaten Eigenmitteln.
Die verbleibenden 2 Mio. DEM stammten aus staatlichen Mitteln in der Form von 2 Darlehen, die
Raithel gewährt wurden (Maßnahmen 16 und 17). Darüber hinaus, war eines der Darlehen (Maß-
nahme 16) in eine Garantie des Bundes gegenüber der gewährenden Deutschen Ausgleichsbank
einbezogen, das andere Darlehen (Maßnahme 17) durch eine erstrangige Grundschuld auf das Grund-
stück von Kahla II (23). Die TIB hat dagegen 1,975 Mio. DEM aus ihren Eigenmitteln dem Unter-
nehmen in Form einer Beteiligung zur Verfügung gestellt. Dieser Betrag stellte Eigenkapital da, das im
Falle der Insolvenz nachrangig bedient wird. Das von der TIB übernommene Risiko ist somit deutlich
höher als das Risiko des privaten Kapitalgebers. Wie in Randnummer 111 dargestellt werden wird,
hatte Herr G. Raithel darüber hinaus das Recht, sich vom Vertrag zurückzuziehen, wenn die TIB-
Beteiligung und/oder andere Maßnahmen nicht eingebracht werden, während die TIB nicht über
solche Rechte verfügte. Die TIB-Beteiligung steht daher nicht in Einklang mit dem Prinzip des
privaten Kapitalgebers.

(100) Was die übrigen von Deutschland getroffenen Maßnahmen betrifft, so hätte ein marktwirtschaftlicher
Unternehmer angesichts der besonderen Situation des Unternehmens und der Tatsache, dass dieses in
einem Markt tätig ist, der von strukturellen Überkapazitäten gekennzeichnet ist, nur unter Bedingun-
gen finanzielle Unterstützung gewährt, die diesen Fakten Rechnung tragen.

(101) Die Kommission wird zunächst die von der TIB und von staatseigenen Banken gewährten Kredite
untersuchen. Diese Kredite sind in Tabelle 10 zusammenfassend dargestellt.

Tabelle 10

Maß-
nahme

Betrag
(DEM) Zinssatz Referenz-

zinssatz Sicherheiten

12 6 Mio. 12 % (24) 6,62 % —

16 0,2 Mio. 0 %-5 % (25) 6,62 % Garantie des Bundes

17 1,8 Mio. 5,5 % 6,62 % erstrangige Grundschuld auf Grundbesitz für 1,8 Mio.
DEM; subsidiär Grundschuld auf Grundbesitz für 20
Mio. DEM

18 2 Mio. 6,5 % 8,28 % zweitrangige Grundschuld auf Grundbesitz für 1.8 Mio.
DEM, zweitrangige und drittrangige Grundschuld über
20 Mio. DEM, Abtretung von Maschinen und Rechten
gegenüber Dritten, Abtretung von Lagerbeständen, Ab-
tretung von Forderungen gegen Kunden, 90 %ige Bürg-
schaft des Landes Thüringen

19 1 Mio. 6,75 % 8,28 % Wie Maßnahme 18

20 1,73 Mio. 6,65 % 8,28 % Wie Maßnahme 18

21 3,45 Mio. 6,65 % 8,28 % Wie Maßnahme 18

22 2 Mio. 5 % 7,33 % Wie Maßnahme 18

(23) Es sei daran erinnert, dass der Erwerb der Vermögensgegenstände von Kahla II überwiegen durch Beihilfen finanziert
wurde.

(24) Das Darlehen hatte einen Zinssatz von 12 %. Die Zinszahlungen waren jedoch auf 50 % der Jahresgewinne begrenzt.
(25) Während der ersten drei Jahre wurden die Zinsen durch die Bundesregierung übernommen. Der Zinssatz betrug im 4.

Jahr 2 %, im 5. Jahr 3 % und im 6. Jahr 5 %.
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(102) Tabelle 10 belegt, dass die staatlichen Finanzinstitute nicht als marktwirtschaftlicher Unternehmer
gehandelt haben. Insbesondere mit Blick auf das partiarische Darlehen der TIB (Maßnahme 12) wird
festgestellt, dass der vereinbarte Zinssatz 12 % betrug, aber die Höhe der Zinsen auf 50 % des
Jahresüberschusses begrenzt war. In den Berichten war bereits betont worden, dass Kahla II mindes-
tens während der ersten beiden Jahre keinerlei Gewinne erwirtschaften würde. Dies ist in der Tat
eingetreten. Kein erhöhter Zinssatz ist vereinbart worden, um für die Jahre, für die Zinszahlungen
unwahrscheinlich waren, zu kompensieren. Folglich hat die TIB bewusst ein partiarisches Darlehen
gewährt, das mit keinerlei zusätzlichen Stimmrechten verbunden war, ohne irgendwelche Sicherheiten
zu verlangen und zu einem Zinssatz von 0 % für einen Zeitraum von mindestens zwei Jahren. Keine
Risikoprämie wurde für die Kompensierung der Risiken vereinbart, die in dem Bericht, auf dessen
Grundlage das partiarische Darlehen (und die Beteiligung) gewährt wurden, vorhergesehen wurden.
Was die verbleibenden Darlehen betrifft, so zeigt die Tabelle, dass sie alle zu einem niedrigeren
Zinssatz als dem Referenzzinssatz gewährt wurden. Außerdem kamen Sicherheiten, soweit sie gestellt
wurden, entweder von den Behörden, oder es wurden wiederholt für alle Darlehen dieselben Ver-
mögenswerte als Sicherheit herangezogen. Diese Vermögensgegenstände sind nicht unabhängig be-
wertet worden, so dass ihr tatsächlicher Wert zweifelhaft ist. Es muß außerdem in Erinnerung gerufen
werden, dass diese Vermögensgegenstände mit staatlicher Unterstützung finanziert wurden.

(103) Der Bürgschaftsvertrag sah vor, dass, nachgeordnet, eine Bürgschaft in Höhe von 0,7 Mio. DEM von
Herrn G. Raithel bereitgestellt werden sollte, es sei denn, es könnte nachgewiesen werden, dass er eine
persönliche Bürgschaft für das EKH-Darlehen (Maßnahmen 16) bereitgestellt hat. Der Darlehensver-
trag für Maßnahme 16 weist auf keinerlei Bereitstellung einer persönlichen Bürgschaft hin, sondern
auf eine Garantie des Bundes. Die Kommission wurde jedoch nie darüber informiert, dass diese
Bürgschaft in Höhe von 0,7 Mio. DEM jemals bereitgestellt wurde. Vielmehr wurde das Darlehen
nach Kenntnis der Kommission durch eine Garantie des Bundes und gerade nicht durch eine persön-
liche Bürgschaft abgesichert. Selbst wenn sie bereitgestellt worden wäre, wäre sie nachrangig hinter
allen anderen Sicherheiten und würde nur einen sehr viel geringeren Teil des möglicherweise hohen
Ausfallrisikos abdecken. Angesichts dessen kann die Kommission nur zu dem Schluss kommen, dass
die staatlichen Banken und Institute nicht als marktwirtschaftlich handelnde Marktteilnehmer gehan-
delt haben. Zudem bezeichnet Deutschland die Darlehen unter den Maßnahmen 16-22 selbst als
Beihilfe (26), wenn auch als bestehende Beihilfe. Die Kommission ist ebenso wie Deutschland der
Ansicht, dass sie Beihilfen darstellen. Ihre Einstufung als bestehende Beihilfen wird in den folgenden
Abschnitten geprüft.

(104) Was die Zuschüsse (Maßnahmen 15, 24-29, 31-32) betrifft, so hätte nach Ansicht der Kommission
kein marktwirtschaftlicher Unternehmer nicht-rückzahlbare Zuschüsse gewährt. Deutschland hat diese
Tatsache nicht bestritten. Hinsichtlich der 90 %igen Landesbürgschaften (Maßnahmen 13, 14, 23 und
30) schließlich räumt Deutschland selbst ein, dass diese Beihilfen darstellen. Angesichts des damit
verbundenen hohen Risikos und des Fehlens eines angemessenen Risikozuschlags, teilt die Kommis-
sion diese Ansicht in vollem Umfang. Es besteht also keine Notwendigkeit, diese Frage weiter zu
untersuchen. Deutschland zufolge fallen diese Bürgschaften unter die De-minimis-Regelung. Dies wird
in Abschnitt D der Würdigung geprüft.

(105) Angesichts dessen kann die Kommission nicht zu dem Schluss gelangen, dass die staatlichen Finanz-
institute Kahla II die Unterstützung unter Bedingungen gewährt habe, die denen eines marktwirt-
schaftlichen Unternehmers vergleichbar wären. Folglich werden alle Maßnahmen Deutschlands nach
wie vor als Beihilfen im Sinne von Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag betrachtet.
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(26) Nach der Ausweitung des Verfahrens änderte Deutschland seine Auffassung und betrachtete die Darlehen unter den
Maßnahmen 16 und 17 nicht als Beihilfe, da sie, obwohl angeblich unter einem genehmigten Beihilfeprogramm
gewährt, direkt an Herrn G. Raithel gezahlt wurden.



Unternehmen in Schwierigkeiten

(106) Kahla II ist eine Auffanglösung, also ein neu gegründetes Unternehmen, das die Vermögenswerte eines
in Gesamtvollstreckung befindlichen Unternehmens übernommen hat. Obwohl sie neu gegründete
Unternehmen sind, können Auffanglösungen, die speziell in Ostdeutschland geschaffen wurden, als
Unternehmen in Schwierigkeiten betrachtet werden. Der Grund dafür liegt darin, dass diese Mantel-
gesellschaften die Vermögenswerte eines in Gesamtvollstreckung befindlichen Unternehmens über-
nehmen und deren Tätigkeit fortführen, und zwar in der Regel ohne zuvor irgendeine akzeptable
Umstrukturierungen durchzuführen. Auffanglösungen „erben“ demnach eine Reihe struktureller Män-
gel und benötigen substanzielle Veränderungen, um in einer Marktwirtschaft tätig sein zu können. Zu
diesen Veränderungen gehören Investitionen für den Ersatz und die Modernisierung alter Maschinen
und Anlagen, Veränderungen in der Unternehmensstruktur (traditionell große Konglomerate, die im
Rahmen einer Planwirtschaft tätig waren), Personalabbau (ostdeutsche Konglomerate arbeiteten in der
Regel mit zu vielen Arbeitskräften), eine neue Produktorientierung, Marketing etc. Außerdem muss
das Vertrauen von Kunden, Lieferanten und Kreditinstituten wieder aufgebaut werden, da die Auf-
fanggesellschaft Nachfolgerin eines gescheiterten Unternehmens ist. In diesem Sinne sind sie nicht mit
anderen neugegründeten Unternehmen vergleichbar.

(107) Die Anpassung geschieht in der Regel durch eine Umstrukturierung, die in den meisten Fällen
staatliche Beihilfen einbezieht. Unter Berücksichtigung der besonderen Situation der Neuen Länder
hat die Kommission ein flexibles und großzügiges Konzept gebilligt, das es den Auffanglösungen
ermöglicht, bis Ende 1999 Umstrukturierungsbeihilfen in Anspruch zu nehmen. Diese Vorgehens-
weise ist in Fußnote 10 der Umstrukturierungsleitlinien (1999) kodifiziert (27). Aufgrund ihrer be-
sonderen Situation bilden Auffanggesellschaften eine Ausnahme von der Regel, dass neugegründete
Unternehmen gemäß den Umstrukturierungsleitlinien nicht für Rettungs- und Umstrukturierungsbei-
hilfen in Betracht kommen.

(108) Im Rahmen eines anderen Verfahrens (28) hatte Deutschland mit Schreiben vom 5. März und 6. Mai
1999 explizit festgestellt, dass Kahla II ein Unternehmen in Schwierigkeiten darstelle. Zwei Jahre
später widersprach Deutschland jedoch mit Schreiben vom 26. September 2001 seinen vorherigen
Angaben und stellte fest, Kahla II habe sich niemals in Schwierigkeiten befunden. Im Zusammenhang
mit diesem Verfahren vertritt Deutschland die Ansicht, dass Kahla II nicht als ein Unternehmen in
Schwierigkeiten betrachtet werden könnte, da nicht alle in den Umstrukturierungsleitlinien genannten
Bedingungen erfüllt seien.

(109) Die Kommission bemerkt, dass die Umstrukturierungsleitlinien keine präzise Definition eines Unter-
nehmens in Schwierigkeiten geben, jedoch nennen typische Symptome. Im Falle von Kahla II ist das
unter Punkt 2.1 der Umstrukturierungsleitlinien (1994) genannte allgemeine Kriterium, nach dem
bestimmt wird, ob sich ein Unternehmen in Schwierigkeiten befindet, erfüllt: Unternehmen in
Schwierigkeiten sind Unternehmen, „die sich nicht aus eigener Kraft oder mit Mitteln der Anteils-
eigner oder mit Fremdkapital erholen können.“ Dies wird in den zur Zeit der Gründung von Kahla II
und zum Zeitpunkt der Gewährung der Beihilfe (dem für die Würdigung relevanten Zeitpunkt)
verfügbaren Berichten (29) festgestellt; darin wird Kahla II als Unternehmen in Schwierigkeiten be-
trachtet und eine Umstrukturierung für die Wiederherstellung der Rentabilität beschrieben (30). Ex post
wird dies durch die Tatsache bestätigt, dass das Unternehmen nach den verfügbaren Informationen
niemals Finanzmittel von Banken ohne staatliche Beihilfe erhalten hat (31).
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(27) Obwohl diese, wie in Randnummer 163 erläutert, nicht auf die Beihilfen, die im Zeitraum zwischen 1994 und 1996
gewährt wurden, anwendbar sind. Fußnote 10 der Umstrukturierungsleitlinien (1999) kodifiziert die Vorgehensweise
der Kommission, indem sie folgendes feststellt: Die einzige Ausnahme von der Regel, dass neugegründete Unter-
nehmen nicht für Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen in Betracht kommen, „sind Fälle derjenigen Unterneh-
men, die bis zum 31. Dezember 1999 von der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben im Rahmen
ihres Privatisierungsauftrags abgewickelt werden oder aus einer Vermögensübernahme hervorgegangen sind sowie
ähnliche Fälle in den neuen Bundesländern“.

(28) C 69/98, SG (98) D/ 11285 vom 4. Dezember 1998.
(29) „Die Berechnungen des Geschäftsplanes zeigen, dass die Auffanggesellschaft (…) nicht in der Lage (ist), die im

Verhältnis zum geplanten Umsatz enormen Finanzierungskosten den Umstrukturierungsprozess alleine zu tragen“.
Bericht von Röls Bühler Stüpges Hauck & Partner (siehe Fn 21).

(30) „Ziel unserer Arbeiten sollte sein, die Sanierungsfähigkeit und Sanierungswürdigkeit des in der Auffanggesellschaft
fortgeführten Unternehmens unter besonderer Berücksichtigung der dauerhaft erhaltbaren Arbeitsplätze und der von
der TIB als potentiellem Gesellschafter zur Verfügung zu stellenden Finanzmittel zu beurteilen“, Bericht von Arthur
Andersen (siehe Fn 23).

(31) Alle Darlehen von Privatbanken, über die die Kommission unterrichtet wurde, wurden durch 90 %ige staatliche
Bürgschaften gedeckt.



(110) Tatsächlich sind einige der in den Umstruktuierungsleitlinien dargestellten Indikatoren nicht für
Auffanglösungen vorgesehen, da diese Neugründungen darstellen, bei denen die Geschäftsentwicklung
in der Vergangenheit nicht geprüft werden kann. Folglich leiden sie zum Zeitpunkt ihrer Gründung
nicht an Symptomen wie rückläufige Rentabilität oder zunehmende Verluste, sinkende Umsätze, wachs-
ende Lager, verminderter Cash-flow, zunehmende Zinsbelastung etc. Hier erinnert die Kommission daran,
dass Auffanglösungen die Ausnahme von der Regel darstellen, dass neu gegründete Unternehmen
nicht als Unternehmen in Schwierigkeiten betrachtet werden können und daher keine Umstrukturie-
rungsbeihilfen erhalten können.

(111) Andererseits sind andere Indikatoren tatsächlich auf Auffanglösungen anwendbar, insbesondere der
niedrige Nettobuchwert. Im Falle der Kahla II erinnert die Kommission daran, dass diese die Nach-
folgerin eines in Gesamtvollstreckung befindlichen Unternehmens ist und daher vermutlich das Ver-
trauen einer Reihe von Kunden, Zulieferern und Finanzinstituten verloren hat. So war sogar der
Erwerb der Vermögensgegenstände abhängig von staatlicher Unterstützung. Der Kaufvertrag über die
Vermögensgegenstände von Kahla I sah vor, dass der neue Investor, Herr G. Raithel, das Recht zum
Rücktritt von dem Vertrag hat, wenn die Finanzierung, die verschiedene staatliche Maßnahmen
beinhaltete (wie die TIB-Beteiligung und staatliche Darlehen) nicht gesichert war (32). Ferner hat Kahla
II die Vermögenswerte der Kahla I übernommen, die niemals eine erfolgreiche Umstrukturierung
vornahm und aufgrund dieser Tatsache Gesamtvollstreckung anmelden musste. Ex post wird deutlich,
dass strukturelle Probleme übertragen wurden, da Kahla II ohne staatliche Unterstützung keine private
Finanzierung erhalten hat.

(112) Ein weiterer Indikator ist die zu große Zahl der Beschäftigten. Da die für Auffanglösungen gewährte
staatliche Unterstützung in der Regel daran gebunden ist, dass Arbeitsplätze erhalten bleiben, bringt
sie für eine gewisse Zeitspanne die zusätzliche Erschwernis mit sich, dass eine gewisse Anzahl von
Arbeitsplätzen bestehen bleiben muss. Wie in den in Randnummer 91 genannten Berichten belegt
wird, bestand das Hauptziel der Landesregierung darin, Arbeitsplätze zu erhalten. In den folgenden
Jahren reduzierte Kahla II die Zahl ihrer Beschäftigten. Folglich kann daraus abgeleitet werden, dass
sie zu Beginn zu viele Beschäftigte hatte.

(113) Da Auffanglösungen außerdem gezwungen sind, Umstrukturierungen vorzunehmen, um in einer
Marktwirtschaft tätig sein zu können, kommt es in den ersten Jahren zu Verlusten, der Cash-flow
wird in den ersten Jahren nicht steigen und die notwendigen Investitionen bringen hohe Schulden-
und Zinsbelastung mit sich. Dies war auch bei Kahla II der Fall. Deutschland hat zwar niemals den
Prozess, den Kahla II durchlaufen hat, als Umstrukturierung für ein Unternehmen in Schwierigkeiten
bezeichnet, die Kommission stellt jedoch fest, dass in beiden Berichten vom November 1993 und
Januar 1994 eine Umstrukturierung vorgeschlagen wurde, die für die Wiederherstellung der Rentabi-
lität des Unternehmens notwendig sei. Ferner wird Kahla II in einem Bericht von Projekt Management
Eschbach (PME), der von Deutschland im Zusammenhang mit einem anderen Verfahren vorgelegt
wurde (33), als ein Unternehmen beschrieben, das sich in einem Umstrukturierungsprozess befindet,
der nicht vor 1996 abgeschlossen sein würde (34). Die Kommission gelangt zu dem Schluss, dass ein
solcher Prozess für ein gesundes Unternehmen nicht typisch ist.
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(32) „Der Käufer hat das Recht ohne weitere Kostenfolge (…) vom gesamten Vertrag zurückzutreten, wenn (…) die
nachfolgende Finanzierung nicht bis zum 31.12.1994 zugesagt ist; dies gilt auch, wenn die Finanzierung nur teilweise
zustande kommt“. Die finanzielle Maßnahmen in diesem Vertrag betreffen ERP- und KfW-Darlehen in Höhe von 2,5
Mio. DEM, eine TIB-Beteiligung in Höhe von 7,95 Mio. DEM, Bankdarlehen in Höhe von 13,35 Mio. DEM und eine
90 %ige Landesbürgschaft in Höhe von 20 Mio. DEM (Kaufvertrag zwischen dem Verwalter von Kahla I und Günter
Raithel, verhandelt am 26.1.1994).

(33) C 36/2000, Graf von Henneberg Porzellan GmbH.
(34) „Da auch Kahla sich aktuell im Wiederaufbau befinde und zur Konsolidierung sicherlich noch das volle Jahr 1996

benötige, sei an eine frühere Verlagerung von Produktionsmengen kaum zu denken“. Bericht von PME vom
24.8.1995.



(114) Deutschland ist ferner der Ansicht, dass die Verluste, die Kahla II während der ersten Jahre ent-
standen, lediglich auf die Anwendung einer Sonderabschreibungsregelung zurückzuführen seien
(Maßnahme 33). Die Kommission ist jedoch der Auffassung, dass aufgrund der Anwendung dieser
Abschreibungsregelung zwar womöglich höhere Verluste gemacht wurden, das Unternehmen jedoch
ohne staatliche Unterstützung sicher wesentlich höhere Verluste erlitten hätte und vermutlich vom
Markt verschwunden wäre. Es wird festgestellt, dass die staatliche Unterstützung in den von Deutsch-
land vorgelegten Berichten aus den Jahren 1993 und 1994 als entscheidend für das Bestehen des
Unternehmens und die Wiederherstellung der Rentabilität betrachtet wurde.

(115) Zur Untermauerung seines Arguments, Kahla II habe sich niemals in Schwierigkeiten befunden, hat
Deutschland einen Bericht vorgelegt, der am 21. Januar 2002 von einem Berater erstellt wurde.

Tabelle 11

1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000

Umsatz (Mio. DEM) 23,19 28,95 31,46 39,10 34,34 35,81 41,60

Betriebsergebnis
vor Steuern (Mio. DEM)

[…] (*)

Cash-flow (Mio. DEM) […]

Lagerbestände […]

Kapazitätsauslastung % […]

Eigenkapital % […]

Fremdkapital % […]

(*) Betriebsgeheimnis. Siehe Tabelle in Rdn. (21).

(116) Die Kommission stellt fest, dass Tabelle 11 eine Ex-post-Evaluierung der Unternehmensgeschichte
darstellt. Es ist hilfreich festzustellen, dass die wichtigsten Prognosen der im Jahr 1994 verfügbaren
Berichte korrekt waren: Mindestens in den ersten zwei Jahren sollten Verluste gemacht werden. Die
Kommission muss jedoch ihre Würdigung ex-ante vornehmen, also feststellen, ob Deutschland seit
1994 seiner Verpflichtung gemäß dem EG-Vertrag nachgekommen sind und die Beihilfe notifiziert
hat. Wäre Deutschland seinen Verpflichtungen nachgekommen, hätte die Kommission ihre Würdi-
gung auf der Grundlage der zu dieser Zeit verfügbaren Berichte erstellt. Wie in Randnummern 95, 96
und 113 bereits festgestellt, basieren diese Berichte auf der Prämisse, dass das Unternehmen seine
Rentabilität wiederherstellen musste, und kamen zu dem Schluss, dass für die Realisierung dieses Ziels
staatliche Unterstützung absolut entscheidend war. Vor dem Hintergrund dieser Berichte hätte die
Kommission Kahla II (eine Auffanglösung) entsprechend ihrer ständigen Praxis als ein Unternehmen
in Schwierigkeiten betrachtet. Diese Schlussfolgerung kann nicht ex post dadurch geändert werden,
dass diese Schwierigkeiten dank der Gewährung erheblicher Beihilfen in einer verkürzten Zeitspanne
überwunden wurden.

(117) Insgesamt kommt die Kommission auf der Basis der zum relevanten Zeitpunkt verfügbaren Berichte
zu dem Schluss, dass Kahla II nicht in der Lage war, sich aus eigener Kraft oder mit Finanzmitteln zu
marktüblichen Bedingungen zu erholen. Die Kommission stellt insbesondere fest, dass Deutschland
diese Tatsache bereits im Jahr 1999 ausdrücklich eingeräumt hat. Zudem wäre das Unternehmen
ohne staatliche Unterstützung vermutlich vom Markt verschwunden. Die Tatsache, dass nicht jeder
einzelne in den Umstrukturierungsleitlinien genannte Indikator auf Kahla II anwendbar ist, ist nicht
von Bedeutung: Diese Leitlinien enthalten eine nicht erschöpfende Liste typischer Symptome und
keine erschöpfende und kumulative Liste von Kriterien.
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(118) Folglich bleibt die Kommission bei ihrer Auffassung, dass Kahla II im Zeitraum von 1994 bis Ende
1996 ein Unternehmen in Schwierigkeiten darstellte, bis erstmals, höchstwahrscheinlich dank der
gewährten Beihilfe, ein leicht positives Ergebnis erzielt wurde und der Anteil des Eigenkapitals zu
steigen begann. Die Kommission ist der Ansicht, dass die mangelnde private Finanzierung ohne
staatliche Unterstützung und die verfügbaren Daten diesen Standpunkt erhärten.

C. Beihilfen, die angeblich durch genehmigte Beihilferegelungen abgedeckt sind

(119) Ein Teil der Beihilfemaßnahmen zugunsten von Kahla I und Kahla II wurde angeblich nach ge-
nehmigten Beihilferegelungen gewährt. Da die Kommission ernsthaft bezweifelte, dass diese Beihilfe-
maßnahmen mit den Beihilferegelungen, nach denen sie angeblich gewährt wurden, übereinstimmen,
forderte sie Deutschland mittels einer Anordnung zur Auskunftserteilung gemäß Artikel 10 Absatz 3
der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom 22. März 1999 über besondere Vorschriften für
die Anwendung von Artikel 93 des EG-Vertrags (35) auf, ihr alle zur Beurteilung notwendigen Unter-
lagen, Angaben und Daten zu übermitteln. Soweit die von Deutschland übermittelten Informationen
ungenügend sind, um zu dem Ergebnis zu kommen, dass diese Maßnahmen von dem relevanten
Programm gedeckt sind, ist die Kommission daher dazu befugt, auf Basis der verfügbaren Informatio-
nen zu entscheiden.

(120) In der Ausweitung des förmlichen Prüfverfahrens kam die Kommission zu dem Schluss, dass die
Maßnahmen 1, 4, 5, 6, 7 und 10 zugunsten von Kahla I bestehende Beihilfen darstellen, die nicht
nochmals zu bewerten sind. Die Kommission bekräftigt ihre Ansicht, dass Maßnahme 8 nicht im
Rahmen einer genehmigten Beihilferegelung gewährt wurde und als Ad-hoc-Beihilfe zu bewerten ist.

(121) Hinsichtlich Kahla II kommt die Kommission bei der Ausweitung des förmlichen Prüfverfahrens zu
dem Schluss, dass die Maßnahmen 28 und 29 zugunsten von Kahla II bestehende Beihilfen darstellen,
die von der Kommission nicht nochmals zu bewerten sind. Die Kommission bekräftigt ihre Ansicht,
dass Maßnahmen 11, 12 und 20 nicht im Rahmen einer von der Kommission genehmigten Regelung
gewährt wurden. Was die verbleibenden angeblich nach einer genehmigten Beihilferegelung gewähr-
ten Maßnahmen betrifft, so wird die Kommission die bei der Einleitung und Ausweitung des förm-
lichen Prüfverfahrens vorgenommenen vorläufigen Würdigungen teilweise überprüfen.

(122) Maßnahmen 13, 14, 23 und 30: Diese 90 %igen staatlichen Bürgschaften basierten auf einer Regelung,
die niemals bei der Kommission angemeldet wurde. Die Regelung wurde unter der Nummer NN
46/97 eingetragen und niemals von der Kommission genehmigt. Wie in der Ausweitung des förm-
lichen Prüfverfahrens festgestellt, sind diese Bürgschaften also als Ad-hoc-Beihilfen zu bewerten.
Ferner stellte die Kommission in ihrer Entscheidung über die Bürgschaftsrichtlinien des Landes
Thüringen (36) die Thüringens Verpflichtung fest, diese nicht angemeldete Regelung nicht weiter
anzuwenden.

(123) Hinsichtlich des Beihilfeelements dieser Bürgschaften behauptet Deutschland, einer Vereinbarung
zwischen Deutschland und der Kommission zufolge solle sich das Beihilfeelement der Bürgschaft
auf 0,5 % des von der Bürgschaft gedeckten Betrags belaufen. Die Kommission stellt jedoch fest, dass
diese Vereinbarung 80 %ige staatliche Bürgschaften betrifft, die mit genehmigten Beihilferegelungen in
Einklang stehen. Die vorliegenden Bürgschaften überschreiten diese Grenze um 10 % und wurden
nicht im Rahmen einer genehmigten Beihilferegelung gewährt, sondern unter einer nicht angemelde-
ten Regelung, die niemals von der Kommission genehmigt wurde. Ferner schloss die Vereinbarung
Unternehmen in Schwierigkeiten aus ihrem Anwendungsbereich aus. Folglich kann der Satz von
0,5 % entgegen den Angaben Deutschlands nicht auf diese Bürgschaften angewendet werden.
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(124) Bezüglich der Bürgschaften im Rahmen der Maßnahmen 13, 14 und 23. Aufgrund der Mitteilung der
Kommission über die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf staatliche Beihilfen in Form
von Haftungsverpflichtungen und Bürgschaften (37) gilt Folgendes: „Ist bei der Übernahme der Garan-
tie sehr wahrscheinlich, dass der Kreditnehmer seinen Verpflichtungen nicht nachkommen kann, z. B.
weil er in finanziellen Schwierigkeiten ist, so kann der Wert der Garantie genauso hoch sein wie der
Betrag, der durch die Garantie effektiv gedeckt ist“. Wie im Abschnitt B der Würdigung (Randnum-
mern 106-118) dargelegt wurde, war Kahla II zum Zeitpunkt der Gewährung dieser Maßnahmen ein
Unternehmen in Schwierigkeiten. Das bedeutet, dass bei Bürgschaften, die bis 1996 gewährt wurden,
das Beihilfeelement dieser Bürgschaften möglicherweise 90 % der entsprechenden Kredite beträgt.

(125) Was Maßnahme 30 betrifft, die zu einem Zeitpunkt gewährt wurde, zu dem sich das Unternehmen
nicht mehr in Schwierigkeiten befand, ist Deutschland erneut der Auffassung, dass auf der Grundlage
der in Randnummer 123 genannten Vereinbarung mit der Kommission das Beihilfeäquivalent bei
0,5 % festgelegt werden solle. Die Kommission erinnert jedoch daran, dass diese Vereinbarung
80 %ige staatliche Bürgschaften betrifft, die im Rahmen genehmigter Beihilferegelungen gewährt
wurden. In vorliegenden Fall überschritt die Bürgschaft die 80 %-Grenze um 10 % und wurde nicht
im Rahmen einer genehmigten Beihilferegelung gewährt. Folglich kann das Beihilfeäquivalent von
0,5 % hier nicht angewendet werden. Zum Zeitpunkt der Gewährung dieser Bürgschaft hatte das Land
Thüringen zugestimmt, die Bürgschaften von der Entscheidung der Kommission über die Bürgschafts-
richtlinien des Landes Thüringen (38) abhängig zu machen, nach der bei 80 %igen Bürgschaften, die
im Rahmen genehmigter Beihilferegelungen gewährt werden, das Beihilfeelement zwischen 0,5 % und
2 % festgelegt werden sollte. Obwohl auch diese Entscheidung 80 %ige Bürgschaften betrifft, die im
Rahmen genehmigter Beihilferegelungen gewährt werden, ist es nach Ansicht der Kommission ange-
messen, diese Regelung hier analog anzuwenden. Unter Berücksichtigung der Tatsache jedoch, dass
die Bürgschaft einen Großteil der den Darlehen inhärenten Risiken abdeckte, welches durch den
geringen von der privaten Bank festgelegten Zinssatz reflektiert wird, wird die Kommission den in
dieser Regelung zugelassenen Höchstsatz von 2 % für Bürgschaften anwenden.

(126) In ähnlicher Weise hält es die Kommission für angemessen, ein Beihilfeelement von 2 % auf die
90 %ige Bürgschaft nach Maßnahme 13 anzuwenden, und zwar ab dem 30. März 1998, als die
Darlehen gemäß den Maßnahmen 18-21 in ein Marktdarlehen umgewandelt wurden. Der Zinssatz
des Marktdarlehens belief sich auf 5,90 %. Bevor die Darlehen gemäß den Maßnahmen 18 bis 21
umgewandelt wurden, betrug ihr Zinssatz zwischen 6,5 % und 6,75 %. Die aus staatlichen Mitteln
erhaltenen Darlehen wurden somit genau zu dem Zeitpunkt in ein privates Darlehen umgewandelt,
als es für das Unternehmen möglich war, einen niedrigeren Zinssatz für ein privates Darlehen am
Markt zu erhalten als es für die aus staatlichen Mitteln erhaltenen Darlehen bezahlen müsste. In
diesem Zusammenhang wird daran erinnert, dass diese Umwandlung nur möglich war, weil für dieses
neue Darlehen eine 90 %ige staatliche Bürgschaft bereitgestellt wurde.

(127) Deutschland zufolge fallen diese Bürgschaften unter die De-minimis-Regelung. Die Anwendung der
De-minimis-Regelung wird in Abschnitt D der Würdigung geprüft.

(128) Maßnahme 15: Ein Zuschuss in Höhe von 2,5 Mio. DEM wurde angeblich im Rahmen einer ge-
nehmigten Beihilferegelung (39) gewährt. In ihrer Ausweitung des förmlichen Prüfverfahrens stellte die
Kommission irrtümlicher Weise fest, dass diese Regelung nur für KMU vorgesehen sei. Deutschland
hat zu Recht darauf hingewiesen, dass auch Großunternehmen unter bestimmten Bedingungen für
Beihilfen im Rahmen dieser Regelung in Betracht kommen. In der Regelung werden jedoch explizit
Unternehmen in Schwierigkeiten aus ihrem Anwendungsbereich ausgeschlossen.
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(129) Die Kommission hat kürzlich eine negative Entscheidung hinsichtlich dieser Regelung wegen Miss-
brauchs getroffen, da sie unter anderem auf Unternehmen in Schwierigkeiten angewendet wurde (40).
In ihrer Entscheidung stellte die Kommission ausdrücklich fest, dass Deutschland Kahla II zu den
Unternehmen in Schwierigkeiten gezählt hatte, die diese Regelung entgegen den von der Kommission
genehmigten Sonderbestimmungen in Anspruch genommen hatten. In ihrer Entscheidung bezüglich
der genannten Regelung stellte die Kommission fest, dass ihre Entscheidung über die Regelung un-
abhängig von ihrer Entscheidung im vorliegenden Fall sei, in dessen Kontext die individuelle An-
wendung geprüft wurde. In der vorliegenden Entscheidung vertritt die Kommission die Auffassung,
dass Kahla II zur Zeit der Gewährung dieser Beihilfemaßnahme ein Unternehmen in Schwierigkeiten
war. Folglich wird der Standpunkt aufrecht erhalten, dass diese Beihilfe als neue Beihilfe zu betrachten
ist.

(130) Maßnahme 16: Ein Darlehen in Höhe von 0,2 Mio. DEM wurde angeblich im Rahmen eines ge-
nehmigten Eigenkapitalhilfeprogramms (41) bewilligt. Dieses Programm war nur für KMU bestimmt.
Da Kahla II jedoch mehr als 250 Beschäftige hatte und daher zum Zeitpunkt der Gewährung dieser
Maßnahme nicht als KMU eingestuft wurde, steht die Beihilfe offensichtlich nicht mit der Regelung in
Einklang. Deutschland wies kürzlich darauf hin, dass das Darlehen nicht dem Unternehmen gewährt
wurde, sondern Herrn G. Raithel. In der Genehmigung der Regelung, in deren Rahmen das Darlehen
gewährt wurde, hat die Kommission festgelegt, dass die Investoren eine solche Unterstützung nur
unter der Bedingung erhalten, dass sie diese als Kapital in das Unternehmen einbringen. Dies hat Herr
G. Raithel getan. Folglich war der Zweck dieses Darlehens die Unterstützung eines Unternehmens,
obwohl es direkt einer Privatperson gewährt wurde. Daher ist das Darlehen als neue Beihilfe zuguns-
ten von Kahla II zu bewerten.

(131) Maßnahmen 17, 18, 19 und 22: Die Kommission ist bei der Prüfung zu dem Schluss gelangt, dass die
in der Regelung, nach der diese Darlehen gewährt wurden (42), dargelegten Bedingungen im vor-
liegenden Fall erfüllt sind. Folglich stellen diese Kredite bestehende Beihilfen dar, die nicht nochmals
von der Kommission zu bewerten sind.

(132) Maßnahme 21: Dieses Darlehen wurde angeblich im Rahmen einer genehmigten Beihilferegelung (43)
gewährt. Die Regelung sah jedoch Darlehen in einer Höhe von maximal 2 Mio. DEM für Unter-
nehmen in den Neuen Ländern vor. Das vorliegende Darlehen überschreitet diese Grenze. Folglich
kann die Kommission nicht zu dem Schluss gelangen, dass die in der relevanten Regelung dargelegten
Bedingungen erfüllt sind. Unter Berücksichtigung der Zinsvergünstigung, des geminderten Werts der
gestellten Sicherheiten und der Gewährung einer 90 %igen Bürgschaft, die fast das gesamte Ausfall-
risiko deckt, ist die Kommission der Auffassung, dass dieses Darlehen zum Zeitpunkt ihrer Gewäh-
rung möglicherweise in seiner vollen Höhe Beihilfe darstellte.

(133) Die Maßnahmen 24 und 25 wurden im Rahmen genehmigter Beihilferegelungen gewährt, und zwar
zwecks Deckung der in Tabelle 5 im Einzelnen dargestellten Investitionen. Darüber hinaus geht aus
den von Deutschland übermittelten Informationen hervor, dass ein Teil der im Rahmen der Sonder-
abschreibungsregelung (Maßnahme 33) gewährten Investitionsbeihilfe ebenfalls der Deckung dieser
Investitionen diente. Deutschland hat belegt, dass all diese Maßnahmen mit den Regelungen, nach
denen sie angeblich gewährt wurden, übereinstimmen. Folglich stellen die Maßnahmen 24, 25 und
33 bestehende Beihilfen dar, die nicht nochmals von der Kommission zu bewerten sind.
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(134) Maßnahme 26: Zuschüsse zur Förderung der Beschäftigung in Verbindung mit Umweltinvestitionen,
die angeblich nach einer genehmigten Regelung gewährt wurden, gelten nicht als Beihilfe (44). Wie
jedoch in der Ausweitung des förmlichen Prüfverfahrens festgestellt wurde, war die Regelung – was
ihre Umweltelemente betrifft – für die Beseitigung von Umweltgefahren in staatlichen Unternehmen
vorgesehen. Die Zuschüsse sind somit eindeutig nicht in Einklang mit dem Programm, auf Basis
dessen sie angeblich gewährt wurden. Mit Schreiben vom 29. Juli 1994 (45) erklärte Deutschland der
Kommission, wie diese Vorschrift auszulegen sei. Deutschland stellte eindeutig fest, dass solche
Maßnahmen nur in Gemeinden, Städten etc. durchgeführt werden könnten. Treuhandunternehmen
kämen vor ihrer Privatisierung ebenfalls für diese Beihilfe in Betracht, da sie bis zu diesem Zeitpunkt
als staatliche Unternehmen zu betrachten seien (46). Die Kommission vertrat die Ansicht, dass diese
Maßnahmen keine Beihilfen darstellen, weil sie keinem Unternehmen einen Vorteil verschafften (47).

(135) Kahla II war jedoch zum Zeitpunkt der Gewährung dieser Maßnahmen ein privates Unternehmen und
kam somit für die Beihilfe nicht in Betracht. Außerdem erinnert die Kommission daran, dass ein Teil
dieser Zuschüsse vom Land Thüringen gewährt wurden, wohingegen der einschlägigen Regelung
zufolge nur die Bundesanstalt für Arbeit berechtigt war, solche Zuschüsse zu gewähren. Folglich
kann die Kommission nicht zu dem Schluss gelangen, dass diese Maßnahmen bestehende Beihilfen
darstellen (48).

(136) Nach der Ausweitung des förmlichen Prüfverfahrens änderte Deutschland seine Argumentation und
behauptete, dass diese Maßnahmen dem Unternehmen keinen Vorteil verschafft hätten. Zunächst gab
Deutschland an, die Maßnahmen seien für die Entsorgung alter Anlagen gewährt worden, was an-
geblich für die Umwelt von Bedeutung gewesen sei. Die Kommission kann jedoch nicht akzeptieren,
dass die Entsorgung alter Anlagen keinen Vorteil für das Unternehmen dargestellt habe. Arbeiten
dieser Art führten notwendigerweise zu einer Vergrößerung der verfügbaren Fläche und einer Stei-
gerung des Werts des Unternehmens.

(137) Deutschland behauptete kürzlich, die Maßnahmen seien für die Beseitigung von im Juli 1990 ent-
standenen Umweltgefahren vorgesehen gewesen. Der Praxis der Kommission zufolge stellen solche
Maßnahmen keine Beihilfe dar. Deutschland hat jedoch keinen Beweis dafür erbracht, dass irgend-
welche Gefahren bestanden hätten, die vor Juli 1990 entstanden seien. Außerdem wurden solche
Gefahren angeblich von Kahla I beseitigt, die diese Unterstützung bereits im Jahr 1991 (Maßnahme 2)
in Höhe des zur Beseitigung der Gefahren notwendigen Betrags in Anspruch genommen hat.
Deutschland hat niemals einen Nachweis dafür erbracht, dass die Umweltgefahren immer noch nicht
beseitigt waren, als die Vermögensgegenstände von Kahla I verkauft wurden. Selbst wenn dies der Fall
war, hätte der Erwerber angemessen überprüfen müssen, dass die Vermögensgegenstände frei von
solchen Gefahren waren. Wenn dies nicht der Fall war, hat er keine angemessen Sorgfalt walten
lassen, und es ist somit nicht akzeptabel, dass später staatliche Unterstützung für diesen Zweck
beansprucht wird. Wenn eine angemessene Überprüfung stattgefunden hätte, wäre die Existenz sol-
cher Gefahren und die Notwendigkeit, Mittel für die Beseitigung beiseite zu legen, im Kaufpreis
berücksichtigt worden, aber nicht später einem Anspruch auf staatliche Unterstützung.
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(138) Deutschland trug auch vor, dass das Unternehmen, hätte es gewusst, dass diese Maßnahmen Beihilfen
darstellen, die betreffenden Arbeiten vielleicht nicht durchgeführt hätte oder sein internes Personal
oder weniger Personal oder anderes Personal eingesetzt hätte. Deutschland behauptet, die Tatsache,
dass die Kommission die Regelung nicht als Beihilfen eingestuft und diese genehmigt habe, sei Anlass
genug für die berechtigte Erwartung gewesen, dass die Maßnahmen keine Beihilfen darstellten. Die
Kommission kann dieses Argument nicht akzeptieren, da ihre Genehmigung der Regelung auf der
Basis der Notifizierung und der von Deutschland übermittelten zusätzlichen Informationen vorge-
nommen wurde. Daher kann Deutschland nicht bewusst entgegen der Notifizierung handeln und
Verstöße gegen rechtmäßige Erwartungen geltend machen. Auch der Begünstigte kann solche Erwar-
tungen nicht geltend machen, wenn in der deutschen Regelung eindeutig vorgesehen ist, dass diese
Maßnahmen nicht im Interesse eines einzelnen Unternehmens durchgeführt werden können und dass
ausschließlich die Bundesanstalt für Arbeit berechtigt war, solche Zuschüsse zu gewähren, und hier
ein Teil der Unterstützung durch das Land Thüringen erbracht wurde.

(139) Deutschland brachte abschließend vor, dass diese Zuschüsse eine allgemeine Maßnahme darstellen,
von der alle Unternehmen in Deutschland ohne Diskriminierung profitieren können. Die Kommission
stellt jedoch fest, dass diese Behauptung allen zuvor übermittelten Informationen widerspricht. Aus
den Bestimmungen des deutschen Gesetzes (§ 249h AFG) und allen der Kommission übermittelten
Dokumente, die der Kommission ermöglichten, das Programm nicht als Beihilfe einzustufen und zu
genehmigen, geht eindeutig hervor, dass nicht alle Unternehmen von solchen Maßnahmen profitieren
können. Im Gegenteil beziehen sich das deutsche Gesetz und alle von Deutschland übermittelten
Dokumente, die der Kommission eine Beurteilung der Bestimmungen ermöglichen sollten, auf juris-
tische Personen des öffentlichen Rechts und schließen ausdrücklich Maßnahmen zugunsten eines
einzelnen Unternehmens aus. Diese Bestimmung birgt eine eindeutig selektive Komponente, die
impliziert, dass die Maßnahme nicht als eine allgemeine Maßnahme bewertet werden kann.

(140) Maßnahme 27: Zuschüsse für verschiedene Zwecke, die in den Jahren 1995 und 1996 gewährt
wurden. Da keine Rechtsgrundlage angeführt wurde, bewertete die Kommission die Zuschüsse vor-
läufig als neue Beihilfen. Deutschland behauptete dann, Zuschüsse für Forschung und Entwicklung in
Höhe von 0,318 Mio. DEM seien im Rahmen einer genehmigten Beihilferegelung (49) gewährt wor-
den. Auf der Grundlage der verfügbaren Informationen stimmen diese Beihilfen mit dieser Regelung
überein und stellen damit bestehende Beihilfen dar, die nicht nochmals zu bewerten sind.

(141) Hinsichtlich der Zuschüsse zur Eingliederung von Arbeitnehmern in Höhe von 0,021 Mio. DEM
vertritt Deutschland die Auffassung, dass diese keine Beihilfen im Sinne von Artikel 87 Absatz 1 EG-
Vertrag darstellen, da sie nur für die Förderung der Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen
vorgesehen waren. Die Kommission stellt jedoch fest, dass nur solche Maßnahmen keine Beihilfe
darstellen, die gemäß den Leitlinien für Beschäftigungsbeihilfen (50) (Beschäftigungsleitlinien) auf der
Grundlage objektiver Kriterien für Einzelpersonen gelten, ohne bestimmte Unternehmen oder Pro-
duktionszweige zu begünstigen. Trotz der Anordnung zur Auskunftserteilung speziell diesen Punkt
betreffend, hat Deutschland in dieser Hinsicht keine Belege erbracht. Folglich gelangt die Kommission
auf Grundlage der übermittelten Informationen zu dem Schluss, dass diese Maßnahmen eine staat-
liche Beihilfe im Sinne von Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag darstellten.

(142) Die verbleibenden Zuschüsse für die Beteiligung an Messen in Höhe von 0,122 Mio. DEM sowie die
Zuschüsse für Werbung in Höhe von 0,030 Mio. DEM fallen angeblich unter die De-minimis-Rege-
lung. Im Folgenden wird geprüft, ob sie mit der De-minimis-Regelung übereinstimmen.

(143) Maßnahmen 28 und 29: Wie in der Ausweitung des förmlichen Prüfverfahrens dargelegt wurde,
werden diese Maßnahmen auf der Grundlage der verfügbaren Informationen als bestehende Beihilfen
bewertet. Darüber hinaus geht aus den von Deutschland übermittelten Informationen hervor, dass ein
Teil der im Rahmen der Sonderabschreibungsregelung (Maßnahme 33) gewährten Investitionsbeihilfe
ebenfalls der Deckung dieser Investitionen diente. Deutschland hat belegt, dass all diese Maßnahmen
mit den Regelungen, nach denen sie angeblich gewährt wurden, übereinstimmen. Sie stellen demnach
bestehende Beihilfen dar, die nicht nochmals von der Kommission zu bewerten sind.
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(144) Maßnahme 31: Weitere Zuschüsse zur Förderung der Beschäftigung, die nach einer genehmigten
Beihilferegelung (51) gewährt wurden. Aufgrund der von Deutschland übermittelten Angaben ist die
Kommission der Auffassung, dass diese Zuschüsse mit der Regelung, nach der sie gewährt wurden,
übereinstimmen. Folglich stellen sie bestehende Beihilfen dar, die nicht nochmals von der Kommis-
sion zu bewerten sind.

(145) Maßnahme 32: Zuschüsse für verschiedene Zwecke. Da keine Rechtsgrundlage angeführt wurde,
bewertete die Kommission die Zuschüsse vorläufig als neue Beihilfen. Deutschland behauptet jedoch,
die Zuschüsse für Forschung und Entwicklung in Höhe von 0,009 Mio. DEM seien im Rahmen einer
genehmigten Beihilferegelung (52) gewährt worden. Dieses Programm ist jedoch nur für KMU be-
stimmt. Nach den verfügbaren Informationen war Kahla II zwischen 1997 und 1999 zu keinem
Zeitpunkt als KMU einzustufen, hauptsächlich da der Grenzwert von 250 Beschäftigen nie einge-
halten wurde, auch nicht nach Abzug der Anzahl der Auszubildenden. Folglich fallen die Beihilfen
offenbar nicht unter die Regelung, nach der sie angeblich gewährt wurden und sind als neue Beihilfen
zu bewerten.

(146) Hinsichtlich der Zuschüsse zur Eingliederung von Arbeitnehmern erklärte Deutschland erneut, dass
diese keine Beihilfen im Sinne von Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag darstellen, da sie für die Förderung
der Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen vorgesehen waren. Wie im Falle der nach
Maßnahme 27 genannten Zuschüsse hat Deutschland jedoch auch hier, trotz der Anordnung zur
Auskunftserteilung speziell betreffend diesen Punkt, keinen Beleg in dieser Hinsicht erbracht. Den
Angaben in den Jahresberichten des Unternehmens (53) zufolge belaufen sich die Zuschüsse zur
Eingliederung auf 0,119 Mio. DEM für die Jahre 1997 und 1998 und auf einen Anteil in unbekannter
Höhe der im Jahresbericht 1999 aufgeführten Zuschüsse für Messe und Einarbeitung in Höhe von
0,121 Mio. DEM für 1999. Folglich gelangt die Kommission auf der Basis der vorhandenen Infor-
mationen zu dem Schluss, dass diese Maßnahmen eine staatliche Beihilfe im Sinne von Artikel 87
Absatz 1 EG-Vertrag darstellten.

(147) Die verbleibenden Zuschüsse für die Beteiligung an Messen und Zuschüsse für Werbung in Höhe von
0,103 Mio. DEM für 1997 und 1998 sowie einem Anteil in unbekannter Höhe der im Jahresbericht
1999 aufgeführten Zuschüsse für Messe und Einarbeitung in Höhe von 0,121 Mio. DEM für 1999
fallen angeblich unter die De-minimis-Regelung. Im Abschnitt D der Würdigung wird geprüft, ob sie
mit der De-minimis-Regelung übereinstimmen.

(148) Angesichts der vorstehenden Ausführungen stellen die Maßnahmen 17, 18, 19, 22, 24, 25, ein Teil
der Maßnahme 27, die Maßnahmen 28, 29, 31 sowie Maßnahme 33 bestehende Beihilfen dar, die
nicht nochmals von der Kommission zu bewerten sind.

D. Angebliche De-minimis-Maßnahmen

(149) Die Maßnahmen 13, 14, 23, ein Teil der Maßnahme 27, Maßnahme 30 sowie ein Teil der Maßnahme
32 fallen angeblich unter die De-minimis-Regelung (54). Dieser Regelung zufolge beträgt der maximale
Gesamtbetrag der De-minimis-Beihilfe 100 000 EUR innerhalb von drei Jahren ab dem Zeitpunkt der
ersten De-minimis-Beihilfe. Dieser Betrag umfasst alle Arten von öffentlichen Beihilfen, die als De-
minimis-Beihilfe gewährt werden, und berührt nicht die Möglichkeit, dass der Empfänger aufgrund
von der Kommission genehmigten Regelungen andere Beihilfen erhält. Die relevanten Zeiträume sind
25. März 1994 bis 25. März 1997 und 25. März 1997 bis 25. März 2000.

(150) Im ersten Zeitraum von 1994 bis 1997 fallen die Maßnahmen 13, 14, 23 und ein Teil der Maß-
nahme 27 angeblich unter die De-minimis-Regelung.
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(151) Obwohl der angeblich unter die De-minimis-Regelung fallende Teil der im Rahmen der Maßnahme 27
gewährten Zuschüsse, nämlich Zuschüsse für die Teilnahme an Messen in Höhe von 122 000 DEM
und Zuschüsse für Werbung in Höhe von 30 000 DEM, insgesamt 152 000 DEM (77 716 EUR)
beträgt, sollte dieser Betrag mit dem Beihilfeäquivalent der unter den Maßnahmen 13, 14 und 23
gewährten Bürgschaften kumuliert werden. Wie in Randnummer 124 festgestellt, kann der Wert der
Bürgschaft genauso hoch sein wie der Betrag, der durch die Bürgschaft effektiv gedeckt ist (55). Dies
bedeutet, dass das Beihilfeelement dieser Bürgschaften zum Zeitpunkt ihrer Gewährung möglicher-
weise 90 % der entsprechenden Kredite beträgt, was weit über die De-minimis-Regelung hinausgeht.
Folglich kann nicht akzeptiert werden, dass alle diese Maßnahmen unter die De-minimis-Regelung
fallen.

(152) Für den Zeitraum 1997 bis 2000, fallen die Bürgschaft unter Maßnahme 30 und ein Teil der
Maßnahme 32 angeblich unter die De-minimis-Regelung.

(153) Was die unter Maßnahme 30 gewährte Bürgschaft betrifft, so kann das Beihilfeelement auf 41 760
DEM festgelegt werden, wenn wie in Randnummer 125 erläutert ein Beihilfeäquivalent von 2 %
angewendet wird. Der Teil der Maßnahme 32, der angeblich unter die De-minimis-Regelung fällt,
umfasst Zuschüsse für die Beteiligung an Messen in Höhe von 294 000 DEM und Zuschüsse für
Kostensenkungen in Höhe von 114 000 DEM. Ferner sollte der neue Wert der Bürgschaft nach
Maßnahme 13 ab dem Zeitpunkt, zu dem sie die Marktdarlehen deckte, hinzugerechnet werden.
Wie in Randnummer 47 erläutert, beliefen sich diese Darlehen auf insgesamt 7,329 Mio. DEM. Wird
auch hier ein Beihilfeäquivalent von 2 % auf den Betrag der durch die Bürgschaft gedeckten Darlehen
angewendet, ergibt dies ein Beihilfeelement von 131 922 DEM. Folglich belaufen sich die angeblich
unter die De-minimis-Regelung fallenden Maßnahmen im Zeitraum 1997-1999 auf insgesamt
581 682 DEM. Dieser Betrag liegt weit über der Grenze der De-minimis-Regelung.

(154) In Anbetracht dessen kann die Kommission nicht akzeptieren, dass all diese Maßnahmen unter die
De-minimis-Regelung fallen. Folglich stellen sie eine Beihilfe im Sinne von Artikel 87 Absatz 1 EG-
Vertrag dar.

E. Neue Beihilfen

(155) In Anbetracht vorstehender Ausführungen werden Maßnahme 8 zugunsten von Kahla I sowie die
Maßnahmen 11, 12, 13, 14, 15, 16, 20, 21, 23, 26, 27, 30 und 32 zugunsten von Kahla II als neue
Beihilfen bewertet. Auf der Grundlage der verfügbaren Angaben kann die Kommission nicht zu dem
Schluss gelangen, dass sie im Einklang mit genehmigten Beihilferegelungen stehen.

F. Vereinbarkeit mit dem Gemeinsamen Markt

(156) Im EG-Vertrag sind einige Ausnahmen vom Grundsatz der allgemeinen Unvereinbarkeit staatlicher
Beihilfen mit dem Gemeinsamen Markt vorgesehen. Die in Artikel 87 Absatz 2 EG-Vertrag ange-
führten Ausnahmebestimmungen sind im vorliegenden Fall nicht anzuwenden, da die Beihilfemaß-
nahmen weder Beihilfen sozialer Art an einzelne Verbraucher, noch Beihilfen zur Beseitigung von
Schäden, die durch Naturkatastrophen oder sonstige außergewöhnliche Ereignisse entstanden sind,
noch Beihilfen für die Wirtschaft bestimmter, durch die Teilung Deutschlands betroffener Gebiete der
Bundesrepublik Deutschland darstellen. Die Möglichkeiten der Freistellung von der grundsätzlichen
Unvereinbarkeit mit dem Gemeinsamen Markt sind in Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe a) und c) EG-
Vertrag geregelt. Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe a) erlaubt der Kommission, Beihilfen für die wirt-
schaftliche Entwicklung bestimmter Gebiete zu genehmigen. Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c) sieht
die Genehmigung staatlicher Beihilfen zur Förderung der Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige
oder Wirtschaftsgebiete, soweit sie die Handelsbedingungen nicht in einer Weise verändern, die
dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft, vor. Die Kommission hat verschiedene Leitlinien veröffent-
licht, in denen die Bedingungen exakt dargelegt sind, unter denen Beihilfen auf der Grundlage dieser
Bestimmung genehmigt werden können.
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Bis Ende 1996 gewährte Beihilfen

(157) Deutschland bestreitet nicht, dass die Beihilfen zugunsten von Kahla I, obwohl sich das betroffene
Unternehmen in einem Gebiet befindet, wo regionale Beihilfen im Einklang mit Artikel 87 Absatz 3
Buchstabe a) EG-Vertrag gewährt werden können, im Rahmen der Umstrukturierungsleitlinien (1994)
zu bewerten sind, da das vorrangige Ziel der Beihilfen nicht regionaler Natur war, sondern die
Wiederherstellung der langfristigen Rentabilität eines Unternehmens in Schwierigkeiten betraf. Die
Kommission erinnert an dieser Stelle daran, dass nur die im Rahmen der Maßnahme 8 gewährte
Beihilfe zu bewerten ist.

(158) Hinsichtlich Kahla II behauptet Deutschland, dass das Ziel der Maßnahmen, die als Beihilfen bewertet
wurden, die nicht durch genehmigte Beihilferegelungen gedeckt sind oder nicht unter die De-minimis-
Regelung fallen, regionaler Natur war. Die Kommission erinnert an dieser Stelle daran, dass die zu
bewertenden Ad-hoc-Beihilfen die Maßnahmen 11, 12, 13, 14, 15, 16, 20, 21, 23, 26, 27, 30 und
32 umfassen.

(159) Die Kommission ist der Auffassung, dass die Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regionaler Ziel-
setzung (56) ( Regionalleitlinien) für die Bewertung der Vereinbarkeit der zwischen 1994 und 1996
gewährten Beihilfen mit dem Gemeinsamen Markt nicht anwendbar sind. In Fußnote 10 dieser
Leitlinien wird festgelegt: „Die Ad-hoc-Beihilfen zugunsten von Unternehmen in Schwierigkeiten
unterliegen besonderen Vorschriften und werden nicht als eigentliche Regionalbeihilfen behandelt.“
Diese besonderen Vorschriften sind die Umstrukturierungsleitlinien

(160) Die Kommission stellt fest, dass die derzeitigen Regionalleitlinien zu dem Zeitpunkt, als die Beihilfe
gewährt wurde, nicht anwendbar waren. Die zum Zeitpunkt der Gewährung geltenden Regelungen,
die in Fußnote 2 dieser Leitlinien genannt werden, legen jedoch ebenfalls eindeutig fest, dass eine
solche Beihilfe nicht gewährt werden darf, wenn damit gegen die besonderen Vorschriften für Bei-
hilfen zugunsten von Unternehmen in Schwierigkeiten verstoßen wird. Wie in dem vorstehenden
Abschnitt B der Würdigung (Randnummern 106-118) erläutert, ist die Kommission zu dem Schluss
gelangt, dass Kahla II bis 1996 ein Unternehmen in Schwierigkeiten war. Folglich können die Ad-
hoc-Beihilfen nicht nach diesen Vorschriften bewertet werden. Dies wird auch anhand der Art der
Kosten deutlich, die durch die Beihilfen gedeckt wurden. Die Kommission erinnert an Tabelle 5, nach
der 80 % der Ausgaben für die Erneuerung von Maschinen und Betriebskapital aufgewendet wurden,
typische Ausgaben im Rahmen einer Umstrukturierung, nicht jedoch im Rahmen eines Investitions-
projekts.

(161) In Anbetracht dessen kann die Kommission nicht zu dem Schluss gelangen, dass die gesamten bis
1996 zugunsten von Kahla II gewährten Ad-hoc-Beihilfen als mit dem Gemeinsamen Markt verein-
bare Regionalbeihilfen betrachtet werden können.

(162) Deutschland trug kürzlich vor, dass die Beihilfen nach Maßnahme 26 als Beschäftigungsbeihilfen
betrachtet werden sollten. Die Beschäftigungsleitlinien (57) sehen Beihilfen für die Schaffung neuer
Arbeitsplätze vor. Nach Angaben Deutschlands wurden die Zuschüsse für die Entsorgung eines Teils
der Anlagen von Kahla II verwendet. Diese Arbeiten wurden von Arbeitslosen durchgeführt und
führten damit zur vorübergehenden Beschäftigung von Arbeitslosen. Sie führten jedoch nicht zu
einer dauerhaften Beschäftigung an sich. Auch kann diese Beihilfe nicht als eine Beihilfe zur Erhaltung
von Arbeitsplätzen angesehen werden, da in dem Unternehmen ein erheblicher Personalabbau statt-
fand ( von 380 im Jahr 1994 auf 327 im Jahr 1996). Darüber hinaus belegen die Erklärungen
Deutschlands zur Nutzung der Beihilfe, nämlich zeitweilige Beschäftigung von Arbeitslosen, eindeutig
die Auffassung, dass bei Kahla II keine Arbeitsplätze erhalten wurden.]Daher ist die Kommission der
Auffassung, dass Maßnahme 26 auf der Grundlage der Leitlinien für Beschäftigungsbeihilfen nicht als
Beschäftigungsbeihilfe genehmigt werden kann. Diese Auffassung der Kommission hat auch in Bezug
auf vor dem Inkrafttreten der Leitlinien gewährte Beihilfen Bestand, da die Beschäftigungsleitlinien
lediglich eine bereits bestehende Praxis materialisieren und Beschäftigungsbeihilfe jedenfalls nicht
genehmigt werden kann, wenn Arbeitsplätze weder geschaffen noch erhalten werden.]
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(163) Da sich das Unternehmen zum Zeitpunkt der Gewährung der Ad-hoc-Beihilfe in Schwierigkeiten
befand, ist nun zu prüfen, ob die Beihilfe zugunsten von Kahla II bis 1996 und die Beihilfe zugunsten
von Kahla I nach den Umstrukturierungsleitlinien als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar ange-
sehen werden können. Die Kommission ist der Auffassung, dass keine der anderen gemeinschaft-
lichen Leitlinien, wie zum Beispiel die Leitlinien für Beihilfen zur Förderung von Forschung und
Entwicklung, des Umweltschutzes, kleiner und mittlerer Unternehmen oder der Ausbildung Anwen-
dung finden kann. Da alle Beihilfemaßnahmen gewährt wurden, bevor die überarbeitete Fassung der
Umstrukturierungsleitlinien in Kraft trat, sind die Leitlinien vom 23. Dezember 1994 anzuwen-
den (58). Die Erfüllung der wichtigsten in diesen Leitlinien festgelegten Bedingungen wird der Reihe
nach bewertet.

(164) Umstrukturierungsbeihilfen sind in der Regel eine Kombination aus Betriebsbeihilfen zur Deckung
von Verlusten, sozialen Kosten, Betriebskapital etc. zusammen mit materiellen Investitionen. Dies
kann anhand der Zweckbestimmung der Beihilfemaßnahmen zugunsten von Kahla I und der Maß-
nahmen, die bis 1996 zugunsten von Kahla II gewährt wurden, eindeutig geprüft werden (59).

(165) Was die Beihilfen zugunsten von Kahla I betrifft, wurde der Kommission, wie in der Einleitung und
Ausweitung des förmlichen Prüfverfahrens betont, niemals ein Umstrukturierungsplan vorgelegt
wurde. Bei Fehlen eines Umstrukturierungsplans sind die Bedingungen, die für eine Genehmigung
der Umstrukturierung in Einklang mit den Umstrukturierungsleitlinien erforderlich sind, insbesondere
die Existenz eines fundierten Umstrukturierungplans bei Gewährung der Beihilfe, nicht erfüllt (60).
Folglich muss die nach Maßnahme 8 gewährte Beihilfe als mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar
bewertet werden.

(166) Zu den Beihilfen, die zwischen 1994 und 1996 zugunsten von Kahla II gewährt wurden, stellte die
Kommission in der Einleitung und der Ausweitung des förmlichen Prüfverfahrens fest, dass es Hin-
weise darauf gab, dass das Unternehmen eine Umstrukturierung vorgenommen hatte. Die von
Deutschland übermittelten Berichte beschreiben eine Maßnahmen für die Wiederherstellung der Le-
bensfähigkeit: neue Produktorientierung, Personalabbau, Ersatz für alte Maschinen und Anlagen,
Schließung von Produktionseinrichtungen, Investitionen mit dem Ziel, technische Standards und
Umweltnormen einhalten zu können, und Aufbau eines Vertriebsnetzes. Während des förmlichen
Prüfverfahrens gab Deutschland an, dass diese Maßnahmen Teil des ersten Unternehmenskonzepts
waren, das später weiterentwickelt wurde, und lehnte es ab, diese Maßnahmen als Umstrukturierungs-
plan zu bezeichnen. In seinem Schreiben vom 1. Oktober 2002 erklärte Deutschland schließlich,
dass, falls die Kommission Kahla II als ein Unternehmen in Schwierigkeiten betrachte, diese Maß-
nahmen als ein Umstrukturierungsplan anzusehen seien.

(167) Es ist jedoch nicht ersichtlich, welches der übermittelten Dokumente als der relevante Umstrukturie-
rungsplan betrachtet werden soll. Die Kommission nimmt zur Kenntnis, dass der erste Bericht vor der
Durchführung des Verkaufs der Vermögensgegenstände erstellt wurde und außerdem ausschließlich
für die TIB bestimmt war, um über die Zweckmäßigkeit der Übernahme einer Beteiligung an dem
Unternehmen zu entscheiden. Obwohl beide eine Reihe von Maßnahmen vorschlugen, die für die
Lebensfähigkeit des Unternehmens notwendig waren, wurden diese Maßnahmen Deutschland zufolge
von dem Investor weiterentwickelt. Wenn diese Berichte als Umstrukturierungsplan betrachtet wür-
den, wird die Tatsache, dass die vorgeschlagenen Maßnahmen nicht die endgültige Fassung des Plans
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darstellen, besonders bei der Untersuchung der Kosten der vorgeschlagenen Maßnahmen deutlich. Der
erste Bericht sah Gesamtkosten in Höhe von 30,945 Mio. DEM vor, die aus Investitionen, Erwerb der
Vermögensgegenstände, Verlustabdeckung und Zinszahlungen für Darlehen bestanden. Der zweite
Bericht schlug Umstrukturierungsmaßnahmen in einer Gesamthöhe von 27,727 Mio. DEM bestehend
aus Investitionen (einschließlich der Übernahme der Vermögensgegenstände), Verlustabdeckung und
Betriebskapital vor. Weder die im ersten Bericht vorgesehenen Kosten, noch die im zweiten Bericht
vorgesehenen stimmen mit denen von Deutschland im „Investitionsplan“ beschriebenen und in
Tabelle 5 detailliert dargestellten Kosten, auf dessen Grundlage die Beihilfe angeblich gewährt wurde,
überein. In beiden Berichten übergeht die Liste der zur Finanzierung dieser Kosten vorgesehenen
Maßnahmen zahlreiche Beihilfemaßnahmen, die dem Unternehmen tatsächlich gewährt wurden (vgl.
Tabelle 4), was ebenso auf den „Investitionsplan“ zutrifft (Tabelle 5). Wenn eines dieser Dokumente
als Umstrukturierungsplan angesehen würde, kann die Kommission folglich nur zu dem Schluss
kommen, dass der Plan entweder nicht der endgültige Plan war oder das Unternehmen überschüssige
Beihilfen bekommen hat.

(168) Selbst wenn diese Dokumente als Umstrukturierungsplan betrachtet werden könnten, können sie also
nicht als endgültige Fassung eines solchen Plans angesehen werden. Es ist außerdem nicht ersichtlich,
in welchem Maße die vorgeschlagenen Schritte tatsächlich umgesetzt wurden.

(169) Um die Erfüllung der in den Umstrukturierungsleitlinien festgelegten Kriterien festzustellen, benötigt
die Kommission einerseits exakte Angaben dazu, welche Umstrukturierungsschritte unternommen
wurden, um die langfristige Rentabilität des Unternehmens wiederherzustellen (61). Ungeachtet wie-
derholter Aufforderungen der Kommission hat Deutschland niemals die endgültige Fassung eines
Umstrukturierungsplans für Kahla II übermittelt oder Angaben dazu gemacht, welche Umstrukturie-
rungsmaßnahmen tatsächlich umgesetzt wurden. Da er nicht vorliegt, können die Kriterien dieser
Leitlinien nicht geprüft werden.

(170) Andererseits stellt die Kommission fest, dass der private Beitrag zu den Gesamtkosten nicht als
erheblich betrachtet werden kann. Es muss in Erinnerung gerufen werden, dass die Kommission
Deutschland förmlich aufgefordert hat, Informationen über jeglichen von einem privaten Investor
gemachten oder zu machenden Beitrag zu übermitteln. In seinem Schreiben vom 1. Oktober 2002
listet Deutschland die angebliche private Finanzierung laut dem Bericht vom 29. November 1993 auf.
Sie besteht aus eine Beteiligung von Herrn G. Raithel in Höhe von 2,055 Mio. DEM, 0,986 Mio. DEM
Zinszahlungen aus den Darlehen an Herrn G. Raithel, cash flow in Höhe von 2,217 Mio. DEM und
dem Kapitalbeitrag der TIB in Höhe von 7,975 Mio. DEM.

(171) Der angebliche Beitrag des Investors bestand aus zwei zinsvergünstigten Darlehen der öffentlichen
Hand (Maßnahmen 16 und 17) mit einer Gesamthöhe von 2 Mio. DEM und 0,055 Mio. DEM, die
der Investor dem Unternehmen aus eigenen Mitteln als Eigenkapital zugeführt hat. Nur der letztere
Beitrag war rein privater Natur. Das Darlehen in Höhe von 0,2 Mio. DEM gemäß Maßnahme 16 war
durch eine Garantie des Bundes abgesichert. Das Darlehen in Höhe von 1,8 Mio. DEM gemäß
Maßnahme 17 war durch eine Grundschuld auf das Betriebsgrundstück von Kahla II abgesichert.
Der Kauf dieser Vermögenswerte wurde durch staatliche Beihilfen finanziert. In Anbetracht der Tat-
sache, dass diese Darlehen aus staatlichen Mitteln gewährt wurden und unter Berücksichtigung der
bereitgestellten Sicherheiten, können die Darlehen unter Maßnahme 16 und 17 eindeutig nicht als
der Beitrag eines privaten Investors betrachtet werden. In Bezug auf die neuen angeblichen Zins-
zahlungen in Höhe von 0,986 Mio. DEM, hat die Kommission nie irgendwelche Informationen
erhalten. Vermutlich beziehen sie sich auf die Zinszahlung von Herrn G. Raithel für die beiden
Darlehen gemäß den Maßnahmen 16 und 17. Diese Zinszahlungen finanzieren jedoch keine Um-
strukturierungskosten. Betreffend den cash flow stellt die Kommission fest, dass ein geplanter Gewinn,
der von dem Unternehmen erwirtschaftet werden soll, nicht als ein erheblicher Beitrag im Sinne der
Umstrukturierungsleitlinien betrachtet werden. Die Kommission ist außerdem nicht darüber infor-
miert, ob dieser cash flow tatsächlich erwirtschaftet wurde oder ob er für die Abdeckung von
Umstrukturierungskosten verwendet wurde.

DE25.3.2006 Amtsblatt der Europäischen Union L 88/45

(61) siehe Fn 59.



(172) Da das Unternehmen begann, einen gewissen Gewinn zu erwirtschaften, wandelte der Investor am
30. März 1998 einen Teil der öffentlichen Darlehen in private Darlehen um. Dieser Beitrag war
jedoch zum Zeitpunkt der Beihilfegewährung ungewiss und wurde erst nach der Umstrukturierung
eingebracht. Es kann daher angenommen werden, dass der nachfolgende Beitrag nur Dank der Ver-
besserung der finanziellen Situation des Unternehmens infolge der staatlichen Beihilfen möglich war.
Die Kommission merkt außerdem an, dass der Beitrag nur Dank einer 90 %igen Bürgschaft, die zur
Abdeckung dieser Darlehen bereitgestellt wurde, möglich war (62). Darüber hinaus hat dies wiederum
stattgefunden, nachdem die Umstrukturierung beendet war, es war zum Zeitpunkt der Gewährung
der Beihilfen unklar und es ist unklar, welche Ressourcen zu diesem Zweck benutz wurden. Schließ-
lich kann bei Fehlen einer Gesamtaufstellung der Umstrukturierungskosten nicht gefolgert werden,
dass der private Beitrag erheblich war.

(173) Umstrukturierungsbeihilfen können nur auf Grundlage eines schlüssigen Umstrukturierungsplans ge-
währt werden, der auch Maßnahmen zum Ausgleich möglicher negativer Effekte der Beihilfe und
einen erheblichen Beitrag aus privaten Mitteln umfasst. Da es, trotz Anordnung zur Auskunftser-
teilung, keinen Anhaltspunkt gibt, dass die Beihilfe unter diesen Voraussetzungen gewährt wurden,
gibt es somit in der Tat einen Hinweis, dass diese Bedingungen nicht erfüllt sind. Folglich stellen Ad-
hoc-Beihilfen, die Kahla II bis 1996 gewährt wurden, mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbare
Umstrukturierungsbeihilfen dar.

(174) Angesichts dessen kann die Kommission nicht zu dem Schluss kommen, dass die Ad-hoc-Beihilfen,
die Kahla II bis 1996 gewährt wurden, als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar betrachtet werden
können.

Nach 1997 gewährte Beihilfen zugunsten von Kahla II

(175) In Anbetracht der erzielten bescheidenen positiven Betriebsergebnisse ist die Kommission der Auf-
fassung, dass Kahla II ab 1997 nicht mehr als ein Unternehmen in Schwierigkeiten betrachtet werden
kann. Entsprechend dem Antrag Deutschlands bewertet die Kommission die zugunsten von Kahla II
gewährten Beihilfen im Rahmen der Regionalleitlinien. Die Kommission erinnert daran, dass dies
lediglich die Maßnahmen 30 und 32 betrifft, die als Ad-hoc-Beihilfen zu bewerten sind, da die
verbleibenden Maßnahmen bestehende Beihilfen darstellen.

(176) Den Regionalleitlinien zufolge kann eine einzelne Ad-hoc-Beihilfe zugunsten nur eines Unternehmens
erhebliche Auswirkungen auf den Wettbewerb in dem betroffenen Markt haben, trägt jedoch mög-
licherweise nur geringfügig zur regionalen Entwicklung bei. Sie fallen im Allgemeinen unter punk-
tuelle oder sektorale industriepolitische Maßnahmen und weichen vom Sinn und Zweck der eigent-
lichen Regionalbeihilfepolitik ab. Folglich erfüllen diese Beihilfen die in den Regionalleitlinien erwähn-
ten Voraussetzungen nicht, solange nicht das Gegenteil nachgewiesen wird. Die Kommission stellt
fest, dass der Porzellanmarkt saturiert ist und die Porzellanbranche an Überkapazitäten leidet. Dies
ergänzt die negativen Annahmen bezüglich der Ad-hoc-Beihilfen, da jede Investitionsbeihilfe wahr-
scheinlich negative Auswirkungen auf den Sektor hätte.

(177) Regionalbeihilfen haben entweder produktive Investitionen (Erstinvestitionen) oder die investitions-
gebundene Schaffung von Arbeitsplätzen zum Ziel. Unter Erstinvestition ist die Anlageinvestition bei
der Errichtung einer neuen Betriebsstätte, bei der Erweiterung einer bestehenden Betriebsstätte oder
bei der Vornahme einer grundlegenden Änderung des Produkts oder des Produktionsverfahrens einer
bestehenden Betriebsstätte (durch Rationalisierung, Produktumstellung oder Modernisierung) zu ver-
stehen.

(178) Die Kommission stellt zunächst fest, dass ein Teil der betreffenden Beihilfen (Maßnahme 32) aus
Zuschüssen besteht, die angeblich für Forschung und Entwicklung, Eingliederung von Arbeitnehmern,
Beteiligung an Messen und Kostensenkungen gewährt wurden. Solche Ausgaben stellen keine Inves-
titionen dar. Andererseits ist Maßnahme 30 eine Bürgschaft für ein Darlehen, das für Investitionen
hätte genutzt werden können, wobei dieser Punkt von Deutschland jedoch niemals geltend gemacht
wurde.
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(179) Die Kommission hat Deutschland ausdrücklich und förmlich aufgefordert, eine Beschreibung der
getätigten oder zu tätigen Investitionen bereitzustellen. Zur Prüfung der Frage, ob eine Erstinvestition
getätigt wurde, hat Deutschland lediglich die in den Tabellen 7 und 9 dargestellten Investitionspläne
vorgelegt. Deutschland hat keinerlei Beschreibung des angeblichen Investitionsvorhabens übermittelt.
Nach diesen Plänen wurden Maschinen erworben und Investitionen in bestehende Anlagen getätigt.
Da keine weitere Erklärung abgegeben wurde, kann die Kommission nicht zu dem Schluss gelangen,
dass diese Investitionen mit einer Erweiterung der Betriebsstätte oder der Vornahme einer grund-
legenden Änderung des Produkts oder des Produktionsverfahrens in Zusammenhang stehen.

(180) Selbst wenn dies der Fall wäre, kann sich die Kommission darüber hinaus in diesem Zusammenhang
auf keinerlei Informationen stützen. Folglich können die beihilfefähigen Gesamtkosten nicht bestimmt
werden. Daher ist es unmöglich festzustellen, ob die maximal zulässige Beihilfeintensität von 35 % im
Hinblick auf die Kumulierung mit den übrigen von genehmigten Beihilferegelungen gedeckten Inves-
titionsbeihilfen (Maßnahmen 28, 29 und ein Teil von Maßnahme 33) eingehalten wird.

(181) Ferner muss Punkt 4.2 der Regionalleitlinien zufolge der Beitrag des Beihilfeempfängers zu ihrer
Finanzierung mindestens 25 % betragen, um zu gewährleisten, dass die produktiven Investitionen
rentabel und gesund sind. Dieser Mindestbeitrag darf keine Beihilfe enthalten. Dies ist beispielsweise
nicht der Fall, wenn ein zinsgünstiges oder ein staatlich verbürgtes Darlehen vorliegt, das staatliche
Beihilfeelemente enthält.

(182) Die Kommission hat Deutschland ausdrücklich und förmlich aufgefordert, es über jeglichen vom
Investor gemachten oder zu machenden Beitrag zu informieren. Den verfügbaren Angaben zufolge
hat der Investor am 30. März 1998 die öffentlichen Darlehen in Marktdarlehen umgewandelt. Es ist
jedoch zu bezweifeln, dass diese Darlehen als ein privater Beitrag ohne jede Beihilfe bewertet werden
können, da sie mit zuvor gewährten Beihilfemaßnahmen in Zusammenhang stehen. Ferner waren
auch diese Marktdarlehen weiterhin von einer 90 %igen staatlichen Bürgschaft gedeckt. Tabelle 8
zufolge belief sich der Eigenbeitrag zu den angeblich zwischen 1997 und 1998 getätigten Investitio-
nen auf insgesamt 2,406 Mio. DEM. Es wurde jedoch keine Erläuterung bezüglich der Herkunft dieses
Beitrags zur Verfügung gestellt. In Ermangelung einer solchen Erläuterung kann die Kommission
nicht zu dem Schluss gelangen, dass der Beitrag des Beihilfeempfängers mindestens 25 % der ge-
samten Investitionskosten betrug.

(183) Diese Maßnahmen können auch nicht als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbare Betriebsbeihilfen
betrachtet werden, da die in den Regionalleitlinien festgelegten Bedingungen nicht erfüllt sind. Diesen
Bedingungen zufolge können derartige Beihilfen gewährt werden, wenn sie aufgrund ihres Beitrags
zur Regionalentwicklung und ihrer Art nach gerechtfertigt sind und ihre Höhe den auszugleichenden
Nachteilen angemessen ist. Deutschland hat keinen dieser Punkte belegt. Deutschland hat ferner nicht
belegt, dass die Beihilfe zeitlich begrenzt und degressiv gestaffelt ist.

(184) Zusammenfassend kann die Kommission nicht zu dem Schluss gelangen, dass die ab 1997 von Kahla
II angeblich getätigten Investitionen beihilfefähige Investitionen im Sinne der Regionalleitlinien für
staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung darstellen. Zudem liegt kein Beweis dafür vor, dass
25 % der Gesamtkosten keine Beihilfe enthielten und vom Beihilfeempfänger gedeckt wurden. Ab-
schließend kann die Kommission nicht zu dem Schluss gelangen, dass die Beihilfe positive Aus-
wirkungen auf die Region oder den Markt hatte. Folglich kann die Kommission nicht feststellen,
dass die Beihilfen im Sinne der Regionalleitlinien als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar bewertet
werden können.

SCHLUSSFOLGERUNGEN

(185) Die Kommission stellt fest, dass Deutschland die Beihilfe unter Verstoß gegen Artikel 88 Absatz 3
EG-Vertrag gewährt hat. Auf der Grundlage der verfügbaren Informationen kann die Kommission
nicht zu dem Schluss gelangen, dass die Ad-hoc-Beihilfen zugunsten von Kahla I und Kahla II als mit
dem Gemeinsamen Markt vereinbar angesehen werden können.
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(186) Gemäß Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 (63) müssen mit dem Gemeinsamen Markt
unvereinbare Beihilfen zurückgefordert werden, es sei denn die Rückforderung der Beihilfe stünde im
Widerspruch mit irgendeinem Prinzip des Gemeinschaftsrechts. Dies ist nach Auffassung der Kom-
mission hier nicht der Fall Insbesondere zeigen die Fakten dieses Falls nicht, dass der Begünstigte
berechtigte Erwartungen geltend machen könnte.

(187) Daher sollten alle illegalen und unvereinbaren Beihilfen, die Kahla I und Kahla II gewährt wurden,
zurückgefordert werden. Was die Beihilfemaßnahmen betrifft, die bereits zurückbezahlt wurden, so
sollte dennoch in dem Maße eine Rückforderung stattfinden, wie der zurückbezahlte Betrag geringer
ist als der einschließlich der Zinszahlung zum gültigen Referenzzinssatz für regionale Beihilfen ge-
schuldete Betrag.

(188) Die zurückzufordernde Beihilfe sollte Zinsen von dem Zeitpunkt an umfassen, ab dem die Beihilfe
dem Begünstigtem zur Verfügung stand, bis zum Zeitpunkt der Rückforderung. Die Zinsen sollen auf
Grundlage des Referenzzinssatzes, der für die Berechnung des Subventionsäquivalents von regionalen
Beihilfen verwendet wird, erfolgen -

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

1. Die staatliche Beihilfe Deutschlands zugunsten der Kahla Porzellan GmbH betreffend Maßnahme 8: Die
Erlöse aus der Verwertung der Unternehmensgrundstücke, die für die Tilgung der von der Treuhand ver-
bürgten Kredite verwendet werden sollten ist mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar.

2. Die folgenden staatlichen Beihilfen Deutschlands zugunsten der Kahla/Thüringen Porzellan GmbH sind
mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar:

a) Maßnahme 11: eine Kapitalbeteiligung der TIB;

b) Maßnahme 12: ein partiarisches Darlehen der TIB;

c) Maßnahmen 13, 14, 23 und 30: 90%ige Bürgschaften des Landes Thüringen;

d) Maßnahme 15: ein Zuschuss des Landes Thüringen;

e) Maßnahme 16: ein Eigenkapitalhilfe-Darlehen einer staatlichen Bank;

f) Maßnahme 21: ein Darlehen einer staatlichen Bank;

g) Maßnahme 26: Zuschüsse zur Förderung der Beschäftigung;

h) Maßnahme 27: Maßnahmen zur Eingliederung von Arbeitnehmern, für die Beteiligung an Messen und
für Werbung;

i) Maßnahme 32: Maßnahmen für Forschung und Entwicklung, für die Eingliederung von Arbeitnehmern,
die Beteiligung an Messen und für Kostensenkungen.
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Artikel 2

1. Deutschland ergreift alle notwendigen Maßnahmen, um die in Artikel 1 genannten, rechtswidrig zur
Verfügung gestellten Beihilfen vom Empfänger zurückzufordern. Wenn diese Maßnahmen bereits zurück-
gezahlt wurden, findet eine Rückforderung insoweit statt, wie der zurückbezahlte Betrag geringer ist als der
Betrag einschließlich der Zinszahlung auf Basis des zum Zeitpunkt der Gewährung der Beihilfen für regio-
nale Beihilfen gültigen Referenzzinssatzes.

2. Die Rückforderung der Beihilfe erfolgt unverzüglich nach den nationalen Verfahren, sofern diese die
sofortige, tatsächliche Vollstreckung der Entscheidung ermöglichen. Die zurückzufordernde Beihilfe umfasst
Zinsen von dem Zeitpunkt an, ab dem die rechtswidrige Beihilfe dem Empfänger zur Verfügung stand, bis
zu ihrer tatsächlichen Rückzahlung. Die Zinsen werden auf der Grundlage des für die Berechnung des
Subventionsäquivalents der Regionalbeihilfen verwendeten Referenzzinssatzes berechnet.

Artikel 3

Deutschland teilt der Kommission innerhalb von zwei Monaten nach der Bekanntgabe dieser Entscheidung
die Maßnahmen mit, die ergriffen wurden, um der Entscheidung nachzukommen.

Artikel 4

Diese Entscheidung ist an die Bundesrepublik Deutschland gerichtet.

Brüssel, den 13. Mai 2003

Für die Kommission
Mario MONTI

Mitglied der Kommission
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